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Eingaben im Rahmen der Vernehmlassungsverfahren zur Einfüh-
rung des automatischen Informationsaustauschs über Finanzkon-
ten mit insgesamt 41 Partnerstaaten ab 2018/2019 [62] 
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Eidgenössisches Finanzdepartment EFD 
Staatssekretariat für Internationale Finanzfragen SIF 
Bundesgasse 3  
3003 Bern 
 
Per Mail: vernehmlassungen@sif.admin.ch 

 

Bern, 14. März 2017 

 

Stellungnahme zur Einführung des automatischen 
Informationsaustauschs über Finanzkonten mit einer Serie von 
weiteren Staaten und Territorien ab 2018/2019 
 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Einladung vom 1. Dezember 2016, uns an der Vernehmlassung zur 
Ausweitung des automatischen Informationsaustauschs (AIA) auf eine erste Serie weiterer 
Partnerstaaten und -territorien zu beteiligen. Alliance Sud, die entwicklungspolitische 
Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke Swissaid, Fastenopfer, Brot für alle, Helvetas, Caritas und Heks, 
engagiert sich in der Schweiz für eine transparente und entwicklungspolitisch kohärente 
Steueraussenpolitik. Auf der internationalen Ebene setzen wir uns im Verbund mit zahlreichen 
Netzwerkpartnern für dasselbe Ziel ein.  

Alliance Sud begrüsst die geplante Einführung des AIA mit weiteren Partnerländern sehr. Wir teilen 
auch ausdrücklich die Einschätzung des Bundesrates, dass bei den vorgeschlagenen Staaten und 
Territorien geeignete Voraussetzungen in Sachen Vertraulichkeit und Datenschutz bestehen. Im 
Grundsatz wird Alliance Sud auch die nochmals weitere Ausdehnung des AIA auf zusätzliche 
Partnerländer, zu der eine parallele Vernehmlassung (eröffnet am 2.2.2017) läuft, positiv beurteilen. 

Wir halten jedoch kritisch fest, dass es sich bei den vorgeschlagenen Partnerländern ausschliesslich 
um Industrie-, Schwellen- und fortgeschrittene Entwicklungsländer mit einem vergleichsweise hohen 
Einkommen handelt. Ärmere Entwicklungsländer fehlen noch immer unter den AIA-Partnern der 
Schweiz. Wir legen dem Bundesrat deshalb nahe, den AIA möglichst rasch und proaktiv allen Ländern 
anzubieten, die sich dafür interessieren, insbesondere allen Unterzeichnerstaaten des relevanten 
MCAA (Multilateral Competent Authority Agreement).  

Wie Alliance Sud bereits in den Vernehmlassungsantworten zum Bundesgesetz und den 
Ausführungsbestimmungen zum AIA (AIAG bzw. AIAV) hervorgehoben hat, entgehen den 
Entwicklungsländern durch die Steuerflucht ins Ausland jedes Jahr Milliardenbeträge, die sie sonst 
zusätzlich zur Entwicklungszusammenarbeit für die Verbesserung der sozialen und wirtschaftlichen 
Bedingungen und die Klimafinanzierung nutzen könnten. Der AIA wird hier Abhilfe schaffen. Im 
Gegensatz zur erweiterten Amtshilfe setzt er keinen begründeten Verdacht auf Steuerhinterziehung  
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voraus, sondern ermöglicht einen solchen Verdacht erst. Im Sinne der entwicklungspolitischen 
Kohärenz ist darum unabdingbar, dass der AIA nicht auf einflussreiche OECD-Staaten, G20-Mitglieder 
oder europäische Territorien beschränkt bleibt.  

 
Mit freundlichen Grüssen, 

Alliance Sud 

 

Dominik Gross 

Fachverantwortlicher Internationale Steuer- und Finanzpolitik  
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Eidgenössisches Finanzdepartment EFD 
Staatssekretariat für Internationale Finanzfragen SIF 
Bundesgasse 3  
3003 Bern 
 
Per Mail: vernehmlassungen@sif.admin.ch 

 

Bern, 12. April 2017 

 

Stellungnahme zur Einführung des automatischen 
Informationsaustauschs über Finanzkonten mit zusätzlichen 
Staaten und Territorien der AIA-Vereinbarung ab 2018/2019 
 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Einladung vom 2. Februar 2017, uns an der Vernehmlassung zur Ausweitung 
des automatischen Informationsaustauschs (AIA) auf zusätzliche Partnerstaaten und -territorien der 
AIA-Vereinbarung zu beteiligen. Alliance Sud, die entwicklungspolitische Arbeitsgemeinschaft der 
Hilfswerke Swissaid, Fastenopfer, Brot für alle, Helvetas, Caritas und Heks, setzt sich in der Schweiz 
für eine transparente und entwicklungspolitisch kohärente Steueraussenpolitik ein. Auf der 
internationalen Ebene verfolgen wir im Verbund mit zahlreichen Netzwerkpartnern dasselbe Ziel.  

Wir begrüssen den geplanten Einschluss zusätzlicher Partnerländer ins AIA-Netzwerk der Schweiz 
und befürworten insbesondere den Einschluss verschiedener Schwellenländer. Den betreffenden 
Staaten würden sonst durch die Steuerflucht ins Ausland weiterhin Einnahmen verloren gehen, die 
ihnen nicht nur zustehen, sondern auch weitere Entwicklungsfortschritte ermöglichen sollen.  

Gleichzeitig nehmen wir zur Kenntnis, dass die geplante Ausdehnung des AIA auch die 
einflussreichen G20-Staaten China, Russland und Saudi Arabien betreffen soll. Es handelt sich dabei 
Länder mit grossen Mängeln in Sachen Rechtsstaatlichkeit. Alle drei werden von der 
Menschenrechtsorganisation Freedom House mit Blick auf politische und zivile Rechte als absolut 
ungenügend («not free») eingestuft.  

In diesem Zusammenhang möchten wir daran erinnern, dass ein fehlender Informationsaustausch 
weniger dem Schutz rechtschaffener Menschen vor Übergriffen durch erpresserische Staatsapparate 
dient, sondern eher Steuerhinterzieher schützt, die ihrem Heimatland wichtige Finanzmittel für die 
Bildung, die Gesundheitsversorgung oder Verkehrsinfrastruktur entziehen, um dann trotzdem von 
diesen Gemeingütern zu profitieren. In der Regel handelt es sich dabei um Angehörige der 
wirtschaftlichen Elite, deren Reichtum auch ohne das Wissen um ein Konto in der Schweiz 
offensichtlich ist. Für staatliche Übergriffe ist der AIA hier kaum relevant.  

In diesem Sinne begrüssen wir im Grundsatz auch die geplante Ausdehnung des AIA auf Länder wie 
China, Russland und Saudi Arabien. Wir unterstützen in diesen Fällen jedoch auch das Vorhaben des  
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Bundesrates, den gegenseitigen AIA in diesen Fällen erst dann zu aktivieren, wenn die vom Global 
Forum verlangten Standards in Sachen Vertraulichkeit und Datensicherheit erfüllt sind bzw. das 
Global Forum die geforderten Verbesserungen validiert hat. 

Zu kritisieren ist, dass die geplante Ausdehnung des AIA keineswegs alle Länder umfasst, welche die 
multilaterale AIA-Vereinbarung (Multilateral Competent Authority Agreement, MCAA) unterzeichnet 
haben. Ghana zum Beispiel, das vom Schweizer Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) mit Geldern 
aus dem Entwicklungsbudget bei der Erhöhung seiner Steuereinnahmen unterstützt wird, fehlt auf der 
Kandidatenliste für den AIA. Warum das so ist, geht aus den Vernehmlassungsunterlagen nicht 
hervor. Wir legen dem Bundesrat nahe, den AIA möglichst rasch und proaktiv allen Ländern 
anzubieten, die sich dafür interessieren, insbesondere allen Unterzeichnerstaaten des MCAA.  

 
Mit freundlichen Grüssen, 

Alliance Sud 

 

Dominik Gross 

Fachverantwortlicher Internationale Steuer- und Finanzpolitik  



 
 
 
 
 

Auslandschweizer-Organisation  
Organisation des Suisses de l’étranger  

Organizzazione degli Svizzeri all’estero  
Organisaziun dals Svizzers a l’ester  

� � � � � Alpenstrasse�26��
� � � � � CH�–�3006�Bern��

Tel. +41(0)31 356 61 00  
Fax +41(0)31 356 61 01  

www.aso.ch, info@aso.ch 

 

�
�
�
Berne,�le�16�mars�2017�
 
Arrêtés fédéraux concernant l’introduction de l’échange automatique de 
renseignements relatifs aux comptes financiers avec une nouvelle série d’états et de 
territoires dès 2018/2019 – Position de l’Organisation des Suisses de l’étranger�
�
L’Organisation�des�Suisses�de�l’étranger�(OSE)�est�une�fondation�de�droit�privé�qui�défend�
les�intérêts�des�775'000�Suisses�vivant�hors�des�frontières�nationales.��
�
L’OSE�salue�l’échange�automatique�d’informations�et�les�conventions�signés�en�ce�sens�qui�
constituent�un�pas�important�vers�la�transparence.�
�
Nous�souhaitons�cependant�attirer�l’attention�sur�la�situation�particulière�des�Suisses�de�
Nouvelle-Zélande�qui�ont�cotisé�à�l’AVS/AI�avant�d’émigrer�en�Nouvelle-Zélande�et�qui�ont�
ainsi�versé�obligatoirement�des�cotisations�en�vue�d’une�rente�suisse.�À�leur�arrivée�en�
Nouvelle-Zélande,�ces�personnes�financent�le�régime�de�retraite�néo-zélandais�à�travers�les�
impôts�qu’elles�paient.�Cependant,�le�système�néozélandais�de�retraite�(«�superannuation�»)�
est�tel,�qu’arrivée�à�l’âge�de�la�retraite,�une�personne�percevant�une�rente�suisse,�voit�son�
droit�à�la�retraite�néo-zélandaise�réduit�d’autant.�Cela�revient�pratiquement�à�considérer�que�
les�années�cotisées�en�Suisse�l’ont�été�à�perte.�En�effet,�ces�personnes�ont�contribué�à�
deux�systèmes�de�retraite,�le�système�suisse�et�le�système�néo-zélandais�mais�n’ont�droit,�
au�final,�qu’à�une�partie�des�prestations�pour�lesquelles�elles�ont�cotisé.��
�
Comme�mentionné�dans�le�rapport�explicatif�relatif�à�la�procédure�de�consultation,�ce�
problème�est�connu�et�sa�résolution�réside�dans�la�conclusion�d’une�convention�de�sécurité�
sociale�entre�ces�deux�pays.��
L’OSE�approuve�le�principe�de�l’échange�automatique�d’informations�et�la�conclusion�de�
conventions�dans�ce�but.�Elle�estime,�dans�le�cas�de�la�Nouvelle-Zélande,�que�la�conclusion�
d’une�convention�de�sécurité�sociale�au�plus�vite�doit�constituer�une�priorité.��
�
En�vous�remerciant�de�l’attention�portée�à�la�position�de�l’Organisation�des�Suisses�de�
l’étranger,�nous�vous�prions�d’agréer,�Madame,�Monsieur,�nos�salutations�distinguées.�
�
�
�
�
�
Sarah�Mastantuoni� � � � Ariane�Rustichelli�
Directrice� � � � � Directric 
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Reg.-Nr. 

Der Generalsekretär 

CH - 1000 Lausanne 14 

Tél. 021 318 91 02 

Fax 021 323 37 00 

Korrespondenzriummer 10.9 

An den Vorsteher des 
Eidg. Finanzdepartements EFD 
Herr Bundesrat Ueli Maurer 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 

vorab per E-Mail am  
vernehmlassunqen@sif.admin.ch 

Lausanne, 5. Januar 2017/ave 

Vernehmlassungsverfahren: Einführung des automatischen. 
Informationsaustauschs über Finanzkonten mit einer weiteren Serie vön Staaten 
und Territorien ab 2018/2019 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sie haben das Buhdesgericht eingeladen, im Rahmen des oben erwähnten Vernehm-
lassungsverfahrens bis zum 15. März 2017 Stellung zu nehmen; dafür dänkeri wir Ihnen 
bestens. 

Wir teilen Ihnen mit, dass das Bundesgericht auf eine Vernehmlassung verzichtet. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat, den Ausdruck unserer ausgezeichneten 
Hochschätzung. 

Freundliche Grüsse 

Dr. iur. Paul Tschümperlin 

Kopie (per E-Mail) 
- Bundesverwaltungsgericht 
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Eidgenössisches Finanzdepartement 
Herr Bundesrat Ueli Maurer  
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PDF- und Word-Version per E-Mail an: 

vernehmlassungen@sif.admin.ch 
 
 
St. Gallen, 15. Februar 2017 / rac 
 
Vernehmlassung: Einführung des automatischen Informationsaustauschs über 
Finanzkonten mit einer weiteren Serie von Staaten und Territorien ab 2018/2019 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
 
Für Ihre Einladung vom 1. Dezember 2016 zur Stellungnahme im oben erwähnten Vernehmlas-
sungsverfahren danken wir Ihnen bestens. Wir haben den Entwurf mit Interesse zur Kenntnis 
genommen. 

In der vorliegenden Angelegenheit verzichtet das Bundesverwaltungsgericht auf eine Stellung-
nahme. Wir bitten Sie, bei der Auswertung der Vernehmlassung die Antwort des Bundesverwal-
tungsgerichts als Enthaltung und nicht als Zustimmung auszuweisen. 
 
Mit vorzüglicher Hochachtung 
 
 
Der Präsident des Der Vorsitzende der 
Bundesverwaltungsgerichts Präsidentenkonferenz 

 

 

 

Jean-Luc Baechler Vito Valenti 

 

 

Kopie an: 

- Bundesgericht 
- Bundesstrafgericht 
- Bundespatentgericht 

































 

  Betreibungs- und Konkursamt Bern-Mittelland, Poststrasse 25, 3071 Ostermundigen 
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Poststrasse 25, 3071 Ostermundigen  

Eidgenössisches Finanzdepartement 
 

Adresse:  Vernehmlassungen@sif.admin.ch  
 
 
 
3071 Ostermundigen, 3. Februar 2017  
 
 
 

Einführung des automatischen Informationsaustausches über Finanz-
konten mit einer weiteren Serie von Staaten und Territorien ab 2018/ 
2019; Vernehmlassung 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat, 
sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen bestens für die uns eingeräumte Möglichkeit, zum oben erwähnten 
Bundesbeschluss Stellung zu nehmen. 
 
Nach Prüfung der zur Verfügung stehenden Unterlagen sind wir zum Schluss gelangt, 
dass das fragliche Vorhaben die Arbeit unserer Verbandsmitglieder nicht direkt berührt. 
Wir verzichten deshalb darauf, uns zum vorgelegten Entwurf zu äussern. 
 
Für Ihre Kenntnisnahme und Ihr Verständnis danken wir Ihnen im Voraus bestens. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Konferenz der Betreibungs- und 
Konkursbeamten der Schweiz 

  
Gerhard Kuhn, Sekretär Roger Schober, Präsident 
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Poststrasse 25, 3071 Ostermundigen  

Eidgenössisches Finanzdepartement 
 

Adresse:  Vernehmlassungen@sif.admin.ch  
 
 
 
3071 Ostermundigen, 9. Februar 2017  
 
 
 

Einführung des automatischen Informationsaustauschs über Finanz-
konten mit zusätzlichen Staaten und Territorien des AIA-Abkommens 
ab 2018/2019; Vernehmlassung 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat, 
sehr geehrte Damen und Herren 
 
Für die uns eingeräumte Möglichkeit, zum oben erwähnten Bundesbeschluss Stellung 
zu nehmen, danken wir Ihnen bestens. 
 
Nach Durchsicht der einsehbaren Unterlagen sind wir der Ansicht, dass das fragliche 
Vorhaben sich nicht direkt auf die Arbeit unserer Verbandsmitglieder auswirkt. Wir ver-
zichten deshalb darauf, uns zum vorgelegten Entwurf zu äussern. 
 
Für Ihre Kenntnisnahme danken wir Ihnen im Voraus bestens. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Konferenz der Betreibungs- und 
Konkursbeamten der Schweiz 

  
Gerhard Kuhn, Sekretär Roger Schober, Präsident 
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les prepose(e)s suisses a la protection des donnees 

gll incaricati svizm l della protezione del dati 

An den Vorsteher des 
Eidgenössischen Finanzdepartements 

Per E-Mail an: 
vernehmlassungen@sif.admin .ch 

Basel, den 14. März 2017 

Bundesbeschlüsse über die Einführung des automatischen 
Informationsaustauschs über Finanzkonten mit einer weiteren Serie von Staaten 
und Territorien ab 2018/2019 -Vernehmlassung (eröffnet am 1.12.2016) und 
zusätzliche Vernehmlassung (eröffnet am 2.2.2017) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
sehr geehrte Damen und Herren 

Wir beziehen uns auf die beiden eingangs erwähnten Vernehmlassungsvorlagen, zu de­
nen wir aus Sicht von privatim, der Vereinigung der schweizerischen Datenschutzbeauf­
tragten, wie folgt Stellung nehmen: 

Mit den vorliegenden Bundesbeschlüssen soll der automatische Informationsaustausch 
(AIA) auf zwei weitere Serien von Staaten ausgedehnt werden. Zu diesen Staaten gehö­
ren unter anderem auch die Volksrepublik China, die Russische Föderation, Südafrika, 
Indien, Brasilien oder Saudi-Arabien. Von den insgesamt 41 Ländern, auf die der AIA 
ausgedehnt werden soll, sind ganze 26 Länder auf der Liste des Eidgenössischen Daten­
schutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten (EDÖB) 1 als solche aufgeführt, deren Gesetzge­
bung einen nicht angemessenen und damit ungenügenden Datenschutz im Sinne des 
Art. 6 Datenschutzgesetzes (DSG, SR 235.1) gewährleisten. Konkret weisen sogar ledig­
lich acht Länder gemäss der EDÖB-Liste eine Gesetzgebung mit angemessenem Schutz 
für die Bearbeitung von Personendaten auf. 

privatim erachtet es als höchst problematisch, dass mit dem AIA Daten in 
Länder geliefert werden sollen, die auf der EDÖB-Liste nicht als Länder mit 
gleichwertigem Datenschutzniveau wie die Schweiz aufgeführt sind. 

Zwar kann ein angemessener Schutz auch bereichsspezifisch , also im nationalen Steuer­
recht garantiert werden. Wir sind jedoch skeptisch, ob mit der Bezugnahme auf Überprü-

1 
Die List unter folgendem Link abrufbar: https://www.edoeb.admin.ch/datenschutz/00626/00753/index.html?lang=de 
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c/o Datenschutzbeauftragter des Kantons Basel-Stadt 
Postfach 205, CH-4010 Basel 

Tel. +41(61)201 16 40, Fax +41(61)201 16 41 
praesident@privatim.ch,www.privatim.ch 
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fungen durch andere Gremien überall tatsächlich das Schutzniveau festgestellt werden 
kann, das aus Schweizer Sicht angemessen wäre. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Rückfragen stehen wir 
Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung . 

Beat Rudin 
Präsident privatim 



  

 

 

 

 

Schweizerischer Versicherungsverband SVV 
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Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Staatssekretariat für internationale Finanzfragen SIF 

Herr Matthieu Boillat 

Herr Christian Champeaux 

Bundesgasse 3  

3003 Bern  

 

per email an: vernehmlassungen@sif.admin.ch 

 

Zürich, 15. März 2017 

 

 

Stellungnahme zur Vernehmlassung zur Einführung des automatischen Informationsaus-

tauschs über Finanzkonten mit einer weiteren Serie von Staaten und Territorien ab 2018/2019 

 

Sehr geehrter Herr Boillat, sehr geehrter Herr Champeaux, sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Schweizerische Versicherungsverband SVV dankt für die Gelegenheit, im Vernehmlassungs-

verfahren zur Einführung des automatischen Informationsaustauschs über Finanzkonten (AIA) ab 

2018 mit einem ersten Austausch in 2019 mit Argentinien, Brasilien, Indien, Mexiko, Südafrika, 

Chile, Israel, Neuseeland, Andorra, die Faröer Inseln, Grönland, Monaco, San Marino, Barbados, 

Bermuda, die Britischen Jungferninseln, die Cayman Inseln, Mauritius, die Seychellen, die Turks 

und Caicos Inseln sowie Uruguay, Stellung nehmen zu dürfen.  

 

Zur Vernehmlassung betreffend Einführung des AIA ab 2018/2019 mit China, Indonesien, Russ-

land, Saudi-Arabien, Liechtenstein, Kolumbien, Malaysia, die Vereinigten Arabischen Emirate, 

Montserrat, Aruba, Curaçao, Belize, Costa Rica, Antigua und Barbuda, Grenada, Saint Kitts und 

Nevis, Saint Lucia, Saint Vincent und die Grenadinen, die Cookinseln und die Marshallinseln, er-

lauben wir uns, in einem späteren Zeitpunkt Stellung zu nehmen.  

 

Die Arbeiten in Zusammenhang mit dem AIA des Staatssekretariats für internationale Finanzfragen 

SIF sowie der Eidgenössischen Steuerverwaltung ESTV werden ausdrücklich verdankt. 

 

Der SVV unterstützt die Einführung des AIA. Dieser ist die logische Konsequenz der globalen Ten-

denz, Transparenz zu schaffen und Steuerhinterziehung zu vereiteln. Die Einführung des AIA mit 

den eingangs erwähnten Staaten und Territorien stellt einen weiteren relevanten Schritt zur Um-

setzung des AIA dar und wird seitens SVV grundsätzlich begrüsst. Der SVV unterstützt dahinge-

hend die Bundesbeschlüsse der Vorlage, mit denen der Bundesrat ermächtigt wird - mit oder ohne 

rechtlich nicht bindende gemeinsame Absichtserklärungen - dem Sekretariat des Koordinierungs-

gremiums der AIA-Vereinbarung (Multilateralen Vereinbarung der zuständigen Behörden über den 
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automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten) mitzuteilen, die Staaten und Territorien 

in die geführte Liste nach Abschnitt 7 Absatz 2.2 der AIA-Vereinbarung aufzunehmen – so dass der 

AIA zwischen der Schweiz und diesen Partnerstaaten eingeführt werden kann. 

 

Im Sinne einer Klarstellung und zur praktikablen Umsetzung macht der SVV jedoch auf die Not-

wendigkeit der Berücksichtigung des nachfolgend aufgeführten versicherungsspezifischen Aspek-

tes aufmerksam. 

 

 

I. Gemeinsamer Melde- und Sorgfaltsstandard für Informationen über Finanzkonten 

(GMS) Abschnitt III Unterabschnitt A 

 

Es stellt sich die Frage, wie betreffend GMS Abschnitt III Unterabschnitt A in Zusammenhang mit 

den Staaten und Territorien der vorliegenden Vernehmlassung verfahren wird. Der SVV bittet höf-

lich um Klärung. 

 

Der GMS als Beilage zur AIA-Vereinbarung sieht erleichterte Verfahrenspflichten bei bestehenden 

Konten von natürlichen Personen, bei denen es sich um rückkaufsfähige Versicherungs- oder Ren-

tenversicherungsverträge handelt, vor. 

 

GMS Abschnitt III Unterabschnitt A  

Sorgfaltspflichten bei bestehenden Konten natürlicher Personen 

 

Die folgenden Verfahren gelten für die Identifizierung meldepflichtiger Konten unter den bestehenden Konten natürlicher 

Personen. 

 

Nicht überprüfungs-, identifizierungs- oder meldepflichtige Konten. 

Ein bestehendes Konto einer natürlichen Person, bei dem es sich um einen rückkaufsfähigen Versicherungs- oder Ren-

tenversicherungsvertrag handelt, muss nicht überprüft, identifiziert oder gemeldet werden, vorausgesetzt, die Gesetze 

verhindern tatsächlich den Verkauf solcher Verträge durch das meldende Finanzinstitut an im meldepflichtigen Staat 

ansässige Personen. 

 

 

Im Änderungsprotokoll zum Abkommen Schweiz-EU zur Richtlinie 2003/48/EG (Besteuerung Zins-

erträge) ist auf S. 5056f. vorgesehen, dass die praktische Relevanz von Anhang I Abschnitt III Un-

terabschnitt A - dem zufolge bestehende rückkaufsfähige Versicherungsverträge und Rentenversi-

cherungsverträge nicht überprüft, identifiziert oder gemeldet werden müssen, vorausgesetzt, die 

Gesetze verhindern effektiv den Verkauf solcher Verträge durch das meldende Finanzinstitut an im 

meldepflichtigen Staat ansässige Personen - geprüft wird: 
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«Die Vertragsparteien legen Anhang I Abschnitt III Unterabschnitt A gemeinsam dahin aus, dass 

die Gesetze den Verkauf von rückkaufsfähigen Versicherungsverträgen und Rentenversicherungs-

verträgen an im meldepflichtigen Staat ansässige Personen nur dann effektiv verhindern, wenn 

das auf ein meldepflichtiges in einem teilnehmenden Staat (einem Mitgliedstaat oder der Schweiz) 

ansässiges Finanzinstitut anwendbare Recht (das EU-Recht und das innerstaatliche Recht der Mit-

gliedstaaten oder das schweizerische Recht) dieses meldepflichtige Finanzinstitut nicht nur effek-

tiv durch Gesetz am Verkauf von rückkaufsfähigen Versicherungsverträgen und Rentenversiche-

rungsverträgen in einem meldepflichtigen Staat (der Schweiz oder je nach Zusammenhang einem 

Mitgliedstaat) hindert, sondern das meldende Finanzinstitut durch Gesetz effektiv daran hindert, 

rückkaufsfähige Versicherungsverträge und Rentenversicherungsverträge unter sonstigen Um-

ständen an in diesem meldepflichtigen Staat ansässige Personen zu verkaufen. 

 

Sind nach Massgabe des anwendbaren Rechts der Europäischen Union und des innerstaatlichen 

Rechts eines Mitgliedstaats meldende Finanzinstitute in der Schweiz durch Gesetz am Verkauf sol-

cher Verträge an in diesem Mitgliedstaat ansässige Personen unabhängig vom Ort des Abschlus-

ses dieser Verträge gehindert, teilt der betreffende Mitgliedstaat dies der Europäischen Kommis-

sion mit, die dies ihrerseits der Schweiz notifiziert. Sind nach Massgabe des schweizerischen 

Rechts meldende Finanzinstitute eines oder mehrerer Mitgliedstaaten durch Gesetz am Verkauf 

solcher Verträge an in der Schweiz ansässige Personen unabhängig vom Ort des Abschlusses die-

ser Verträge gehindert, notifiziert die Schweiz die Europäische Kommission entsprechend, die ih-

rerseits die Mitgliedstaaten davon in Kenntnis setzt. Diese Notifikationen erfolgen vor Inkrafttreten 

des Änderungsprotokolls unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Rechtslage zum Zeitpunkt 

des Inkrafttretens. In Ermangelung einer solchen Notifikation wird davon ausgegangen, dass mel-

dende Finanzinstitute durch die Gesetze des meldepflichtigen Staates im Einzelfall nicht effektiv 

am Verkauf von rückkaufsfähigen Versicherungsverträgen oder Rentenversicherungsverträgen an 

in diesem meldepflichtigen Staat ansässige Personen gehindert sind. Vorausgesetzt, dass das 

meldende Finanzinstitut durch das Recht seines Staates nicht ebenfalls effektiv am Verkauf von 

rückkaufsfähigen Versicherungsverträgen oder Rentenversicherungsverträgen an in dem melde-

pflichtigen Staat ansässige Personen gehindert ist, findet Anhang I Abschnitt III Unterabschnitt A 

auf die betreffenden meldenden Finanzinstitute und Verträge keine Anwendung.» 

 

 

 

II. Datenschutz 

 

Der SVV weist auf die Relevanz des Datenschutzes und der Datensicherheit hin. 

 

Die Schweiz sollte - nicht nur theoretisch aufgrund bestehender Grundlagen – im Einzelfall kritisch 

prüfen, ob die Anforderungen an Datenschutz und Datensicherheit in den Zielländern tatsächlich 

erfüllt sind. Die Beurteilung sollte nicht allein gestützt auf Untersuchungen anderer Gremien erfol-

gen. 
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Es liegt im Interesse der Kunden von Schweizer Finanzinstituten, dass Kundendaten, die die 

Schweizer Finanzinstitute melden, in den Zielländern tatsächlich gemäss Spezialitätsprinzip ver-

traulich behandelt werden.  

 

 

 
Wir hoffen, dass unsere Anliegen gehört werden und verbleiben  

 
 

mit freundlichen Grüssen 

 

Schweizerischer Versicherungsverband SVV 

 

 

      
  

Thomas Helbling 

Direktor 

Marc Chuard 

Leiter Ressort Finanz & Regulierung 
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Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

 

 

EFD 

Staatssekretariat für internationale Finanzfragen SIF 

Bundesgasse 3 

3003 Bern 

 

 

per email an: vernehmlassungen@sif.admin.ch 

 

Zürich, 13. April 2017 

 

 

 

Einführung des automatischen Informationsaustauschs über Finanzkonten mit zusätzlichen 

Staaten und Territorien der AIA-Vereinbarung ab 2018/2019   

 

Sehr geehrte Damen und Herren  
  
Der Schweizerische Versicherungsverband SVV dankt für die Gelegenheit, im Nachgang zur Ver-
nehmlassungsantwort vom 15. März 2017 auch Stellung nehmen zu dürfen im Vernehmlassungs-
verfahren zur Einführung des automatischen Informationsaustauschs über Finanzkonten (AIA) ab 
2018 mit einem ersten Austausch in 2019 mit China, Indonesien, Russland, Saudi-Arabien, Liech-
tenstein, Kolumbien, Malaysia, die Vereinigten Arabischen Emirate, Montserrat, Aruba, Curaçao, 
Belize, Costa Rica, Antigua und Barbuda, Grenada, Saint Kitts und Nevis, Saint Lucia, Saint Vincent 
und die Grenadinen, die Cookinseln und die Marshallinseln. 
  
Die Arbeiten in Zusammenhang mit dem AIA des Staatssekretariats für internationale Finanzfragen 
SIF sowie der Eidgenössischen Steuerverwaltung ESTV werden ausdrücklich verdankt.  
  
Der SVV unterstützt die Einführung des AIA. Dieser ist die logische Konsequenz der globalen Ten-
denz, Transparenz zu schaffen und Steuerhinterziehung zu vereiteln. Die Einführung des AIA mit 
den eingangs erwähnten Staaten und Territorien stellt einen weiteren relevanten Schritt zur Um-
setzung des AIA dar und wird seitens SVV grundsätzlich begrüsst. Der SVV unterstützt dahinge-
hend die Bundesbeschlüsse der Vorlage, mit denen der Bundesrat ermächtigt wird - mit oder ohne 
rechtlich nicht bindende gemeinsame Absichtserklärungen - dem Sekretariat des Koordinierungs-
gremiums der AIA-Vereinbarung (Multilateralen Vereinbarung der zuständigen Behörden über den 
automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten) mitzuteilen, die Staaten und Territorien 
in die geführte Liste nach Abschnitt 7 Absatz 2.2 der AIA-Vereinbarung aufzunehmen – so dass der 
AIA zwischen der Schweiz und diesen Partnerstaaten eingeführt werden kann.  
  
Im Sinne einer Klarstellung und zur praktikablen Umsetzung macht der SVV jedoch auf die Not-
wendigkeit der Berücksichtigung nachfolgend aufgeführter Aspekte hin.   
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I. Gemeinsamer Melde- und Sorgfaltsstandard für Informationen über Finanzkonten (GMS) Ab-
schnitt III Unterabschnitt A  
  
Es stellt sich die Frage, wie betreffend GMS Abschnitt III Unterabschnitt A in Zusammenhang mit 
den Staaten und Territorien der vorliegenden Vernehmlassung verfahren wird. Der SVV bittet höf-
lich um Klärung.  
  
Der GMS als Beilage zur AIA-Vereinbarung sieht erleichterte Verfahrenspflichten bei bestehenden 
Konten von natürlichen Personen, bei denen es sich um rückkaufsfähige Versicherungs- oder Ren-
tenversicherungsverträge handelt, vor.  
  
 
GMS Abschnitt III Unterabschnitt A  
Sorgfaltspflichten bei bestehenden Konten natürlicher Personen  
  
Die folgenden Verfahren gelten für die Identifizierung meldepflichtiger Konten unter den bestehenden Konten natürlicher 
Personen.  
  
Nicht überprüfungs-, identifizierungs- oder meldepflichtige Konten.  
Ein bestehendes Konto einer natürlichen Person, bei dem es sich um einen rückkaufsfähigen Versicherungs- oder Ren-
tenversicherungsvertrag handelt, muss nicht überprüft, identifiziert oder gemeldet werden, vorausgesetzt, die Gesetze 
verhindern tatsächlich den Verkauf solcher Verträge durch das meldende Finanzinstitut an im meldepflichtigen Staat 
ansässige Personen.  
   
 
In diesem Zusammenhang wird auf das Änderungsprotokoll zum Abkommen Schweiz-EU zur Richt-
linie 2003/(48/EG (Besteuerung Zinserträge) auf S. 5056f. hingewiesen, wonach die praktische 
Relevanz von Anhang I Abschnitt III Unterabschnitt A geprüft wird.  
 
Entsprechend muss für sämtliche Abkommen diese Frage im Vorfeld einer Inkraftsetzung ab-
schliessend geklärt sein. 
 
 
   

II.  Russland 
  
« Russian FATCA» basiert auf Article 6 Federal Law No 173-FZ vom 28.6.2014, wonach ausländi-
sche Finanzinstitute Konten von Russen, russischen Gesellschaften und russisch kontrollierten 
Gesellschaften jährlich nach Russland melden müssen.   
 
Zwar soll gemäss Information von Beratern:  
  
-  in Russland nicht auf die Meldungen insistiert werden, wenn im Meldestaat die Meldungen ver-

boten sind (so wie in der Schweiz gestützt auf Art. 271 StGB);  
  
-  bis anhin bei Nichtlieferung von Meldungen keine Strafen oder Sanktionen ausgesprochen und 

keine Repressalien angedroht worden sein;  
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-  bei Einführung des AIA in Russland das «Russian FATCA» wahrscheinlich aufgehoben werden, 
resp. die praktische Bedeutung verloren gehen.  

  
Das Gesetz ist jedoch formell in Kraft, so dass die Obliegenheiten u.a. gegenüber den schweizeri-
schen Finanzinstituten existieren und grundsätzlich erfüllt werden müssen.  
  
Da es nicht sein kann, dass die Schweizer Finanzinstitute zwei unterschiedliche Meldesysteme mit 
Russland ein- und umsetzen müssen, sollte die Situation geklärt sein - so dass bei Einführung des 
AIA «Russian FATCA» obsolet ist.  
 
Im erläuternden Bericht zur Einführung des automatischen Informationsaustauschs über Finanz-
konten mit zusätzlichen Staaten und Territorien des AIA-Abkommens ab 2018/2019 wurde kein 
Hinweis auf «Russian FATCA» gefunden.  
 
 
 
Im Weiteren ist zwischen Russland und der Schweiz ein einheitliches Verständnis über die für den 
AIA relevanten Territorien herbeizuführen. Insbesondere ist zu klären, ob die Krim in Bezug auf den 
AIA als russisches Territorium zu behandeln ist. Falls aus politischen Gründen eine Klärung mit 
Russland als nicht opportun erscheint, ist die Frage in den schweizerischen Erlassen zu regeln. 
 
 
 

III. Datenschutz  
  
Der SVV weist auf die Relevanz des Datenschutzes und der Datensicherheit hin.  
  
Die Schweiz sollte - nicht nur theoretisch aufgrund bestehender Grundlagen – im Einzelfall kritisch 
prüfen, ob die Anforderungen an Datenschutz und Datensicherheit in den Zielländern tatsächlich 
erfüllt sind. Die Beurteilung sollte nicht allein gestützt auf Untersuchungen anderer Gremien erfol-
gen.  
  
Es liegt im Interesse der Kunden von Schweizer Finanzinstituten, dass Kundendaten, die die 
Schweizer Finanzinstitute melden, in den Zielländern tatsächlich gemäss Spezialitätsprinzip ver-
traulich behandelt werden.  
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Wir hoffen, dass unsere Anliegen gehört werden und danken für deren Berücksichtigung. 

 

 

 

 
Freundliche Grüsse 

 

Schweizerischer Versicherungsverband SVV 

 

 

      
 

Thomas Helbling 

Direktor 

 

Marc Chuard 

Leiter Ressort Finanz & Regulierung 
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Secrétariat d'Etat aux questions financières internationales SF1

Bundesgasse 3

3003 Berne

Par email: vernehmlassungen@sif.admin.ch

Date 15mars2017
DocumentNo. 060142060142/SW-051 17050/DWI

Subject Prise de position STEP - CR5

Madame, Monsieur,

STEP est l'association mondiale professionnelle regroupant les personnes qui conseillent les familles
d'une génération à une autre. Présente dans 95 pays, STEP est forte de plus de 20000 membres,
dont des avocats, des experts comptables et d'autres spécialistes patrimoniaux et successoraux
(trustees, family offices etc.).

En Suisse, l'association STEP fut été fondée en 1992. Par la suite, plusieurs branches se sont
établies à travers tout le pays: Bâle, Genève, Lausanne, Lugano, Vaduz, Zoug et Zurich. Aujourd'hui
regroupées en une fédération, ces 7 associations comptent environ 1500 membres.

Compte tenu de ces activités, nos membres traitent notamment les données financières relatifs à
leurs clients, individus ou familles, et comprennent donc les risques d'abus relatifs à ces données
sensibles.

1. Echange automatique de renseignements en Suisse

Le 21 juillet 2014, l'Organisation de coopération et de développement économiques (OCDE) publiait
l'ensemble des documents relatifs à la nouvelle norme internationale concernant lEAR.

Le 8 octobre 2014, le Conseil fédéral approuvait les mandats de négociation définitifs sur l'introduction
de la nouvelle norme internationale régissant lEAR avec des états partenaires. Il précisait en
particulier que "la nouvelle norme doit satisfaire à certaines exigences: les renseignements échangés
doivent être utilisés exclusivement aux fins convenues (principe de la spécialité), les renseignements
doivent être échangés sur une base réciproque et la protection des données doit être garantie."

En novembre 2016, la Suisse a signé une déclaration commune en vue d'introduire 'EAR avec
l'Argentine, le Brésil, le Mexique, l'Uruguay, l'inde et l'Afrique du Sud. Pour ces différents pays, le
Département fédéral des finances (DFF) annonçait que "les exigences élevées posées en matière de
respect du principe de la spécialité et de garantie de la confidentialité des données transmises sont
remplies."

T: +41 (0) 41 727 05 27 F: +41 (0) 41 727 05 21 E: step@step-geneva.org W: www.step.swiss

Spitalgasse 2 - Postfach - 3001 Bern BE, Switzerland



Ces déclarations sont des plus étonnantes, tant elles contrastent avec la réalité en matière de non-
respect de la protection des données (infra ch. 2), de corruption (infra ch. 3) et d'absence d'Etat de
droit (infra ch. 4) dans les pays concernés.

2. Protection insuffisante des données

Selon l'art.5 de la Loi fédérale sur l'échange international automatique de renseignements en matière
fiscale (LEAR), les dispositions relatives à la protection des données à respecter doivent être au
moins conformes aux dispositions matérielles de la loi fédérale du 19 juin 1992 sur la protection des
données (LPD).

Le Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence (PFPDT) a établi une liste
récapitulant l'état de la protection des données dans le monde. Cette liste recense les Etats ayant une
législation assurant un niveau de protection adéquat (art.6 al. I LPD).

Or, il ressort de la version de la liste de mai 20161 que seule l'Argentine a un niveau de protection
adéquat tant pour les personnes physiques que morales. Le Brésil, l'Uruguay, le Mexique, l'inde et
l'Afrique du Sud ont un niveau insuffisant.

De plus, selon la dernière liste de janvier 20172, seuls l'Argentine et l'Uruguay ont un niveau de
protection des données jugé suffisant par le PFPDT.

Ainsi, on peine à comprendre, comment le gouvernement suisse peut envisager d'introduire lEAR
avec le Brésil, l'Uruguay, le Mexique, l'inde et l'Afrique du Sud, alors qu'une de ses propres autorités
(PFPDT) reconnaît qu'ils n'offrent pas garanties suffisantes pour protéger les données (à échanger).

3. Etats corrompus

Transparency International (TI) est une ONG ayant pour principale vocation la lutte contre la
corruption des gouvernements et institutions gouvernementales mondiaux. Elle jouit d'un rayonnement
international, possédant des sections autonomes dans I I O pays du Nord comme du Sud.3

Transparency International (TI) publie chaque année son "Corruption Perceptions Index" (Index)
recense l'étendue de la corruption dans le secteur public. L'édition 2016 inclut les données
macroéconomiques de 176 pays.

Or, sur une échelle de O à iOO, les Etats candidats à lEAR font pâle figure: L'Argentine a un score de
36, le Brésil 40, le Mexique 30, l'Inde 40 et l'Afrique du Sud 45. A titre de comparaison, la Suisse jouit
d'un score de 86.

La réalité est donc que les fonctionnaires des autorités fiscales de ces Etats transmettront les
données financières sensibles contenues dans lEAR à des organisations criminelles, qui pratiquent
notoirement des extorsions, enlèvements et chantages dans ces pays. Ainsi, l'administration fiscale
mexicaine a déjà dénoncé 3222 (!) fonctionnaires au Ministère Public ou au Bureau de Contrôle

'

Annexe 1 - Liste du Préposé fédéral à la protection des données du 2 mai 2016.

2 Annexe 2 - Liste du Préposé fédéral à la protection des données du 12 janvier 2017.
3 https://www.transparency.org/

4
o indiquant une économie totalement corrompue, I 00 valant absence complète de corruption.
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Interne pour accès indu au système informatique, corruption, abus d'autorité, usage de faux, vol et
faux dans les titres.5

4. Absence d'Etat de droit

Créé en 1889, The Wall Street Journal est le quotidien économique et financier le plus vendu au
monde.6 Quant à la Fondation Heritage, il s'agit d'un laboratoire d'idées ("think tank") américain créé
en 1973, qui a pour mission de formuler et promouvoir des politiques publiques conservatrices sur
les principes de la libre entreprise, du gouvernement limité et de la liberté individuelle.7 Ensemble,
ces deux organismes publient chaque année un Indice de Liberté Economique (ILE).8 L'ILE mesure le
degré de liberté économique en fonction de 10 variables regroupées en 4 piliers.9 La 22ème édition
(2016) de l'ILE inclut les données macroéconomiques de 186 pays.

De façon générale, sur une échelle de O à 10010, l'Argentine obtient un score général de 43,8, le Brésil
affiche 56,5, le Mexique 65,2, l'Inde 56,2 et l'Afrique du Sud 61.9. Par comparaison, la Suisse jouit
d'un score de 81.11

Ceci dit, aux fins 'EAR, il convient en particulier de juger les pays candidats à 'EAR à l'aune du pilier
"respect de l'Etat de droit" pour déterminer la protection dont bénéficient réellement les personnes de
contrôle qui résident dans ces Etats quant au risque d'expropriation et au degré d'indépendance des
tribunaux. Les graphiques ci-dessous sont tirés des fiches individuelles de chaque pays, que vous
trouverez en annexe.

4.1 Argentine

COfP COK?} ¼dAr Rar* Oiige

RULE OF Property Rights 15.0
I .

' O

LAW Freedom from Corruption 34.0
I

rom o

o 20 40 &2 80 iCO

Corruption plagues Argentine saciety and scandals are common. Drug-related violence has
increased as international criminal organizations use the country as both an operational base
and a transit route, Thejustice system is burdened by scores oftenured but incompetent and
corruptjudges. The lower courts are highly politicized, although the Supreme Court maintains
relative independence despite intense pressure from the government.

L'Argentine se situe bien en-dessous de la moyenne mondiale, notamment en termes de garantie de
la propriété. Le constat est sans appel: 'la corruption ravage toute la société argentine". Pire encore,
"les juges sont titulaires mais incompétents et corrompus" et le système judiciaire subit "des pressions

5 Annexe 9 - "Denuncia SAT a ma/os empleados", article de Gonzalo Soto, publié le 13.02.2015, tiré
du Reforma (quotidien mexicain fondé en 1993), ettraduction libre annexée.
6 https://fr.wikipedia.org/wikiflhe Wall Street Journal

7 https://fr.wikipedia.org/wiki/Heritaçie Foundation

8 https://fr.wikipedia.orq/wiki/lndice de libert%C3%A9 %C3%A9conomigue

9
(i) respect de 'Etat de droit (garantie de la propriété, absence de corruption); (ii) intrusion

gouvernementale limitée (liberté fiscale, dépenses publiques); (iii) Efficacité de la réglementation
(liberté dans les affaires, du travail, de la monnaie); et (iv) ouverture du marché (liberté du commerce,
des investissements, de la finance).
10 indiquant une économie totalement viciée, 1 00 indiquant une liberté complète.
11 http:Ilwww. heritage.org/index/
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intenses du gouvernement'. Ainsi, I'ILE conclut que "l'économie argentine a été étouffée par le mépris
manifeste de 'Etat de i12

De surcroît, 'Etat de droit en Argentine n'a que reculé depuis 1995, Ia garantie de la propriété ayant
reculé de 55 points(!) et le niveau de corruption s'étant dégradé de 16 points:

Property Rights

Freedom from
Corruption

42 Brésil

LongTerrn Score Chan9e (since 1995)

-55.0 .iscJI Freedom -14.6
-16.0 ':3ornrnenL -35.3

j
Business Freedom -29.0
Labor Freedom O

Monetary Freedorn -17.1

-Çx.ry n'Àjze

Trade Freedom +9,0

Investment Freedom -40.0

FinancaI Freedcm -20.0

Rnn: Chiri9

RULE OF Property Rights 45.0 65th -50

LAW Freedom from Corruptioii 43.0 7? +LO

o 20 iO j 5D

Graft remains endemic, and Brazilians disapprove ai President Dilma Rousseffs policies on
corruption and crime. In 2014, a former director of state-owned Petrobas accused more than
40 politicians, including one minister and three governors, in a massive kickback investiga-
tiorn Brazil'sjudiciary is inefficient and subject to political and economic influence. The court
system is overburdened, and contract disputes can be lengthyand complex.

Le Brésil atteint juste la moyenne mondiale tant en termes de garantie de la propriété, mais "la
corruption demeure endémique" et "le système judiciaire brésilien est inefficace et soumis aux
influences politiques et économiques".13 L'initiative récente de l'administration fiscale brésilienne de
faire payer une amende supplémentaire de 20% aux contribuables qui avaient pourtant adhéré au
programme de rapatriement en 2016 (15% d'impôt sur le revenu + déjà 15% d'amende) est
symptomatique de l'absence d'Etat de droit au Brésil.14

Quant à la tendance, la situation de l'Etat de droit s'est dégradée au Brésil depuis 1995:

Long-Term Score Clwnge (since 1995)

J1u1.]UW ct.AIA:rt11_

Property Rights -5.0 FI Freedom -7.0 Busiress Freedom -6.4 Trade Freedom -i-13.O

Freedom from -7.0 Go rnmerit -19.2 Labor Freedom -12.1 Inve5tment Freedom +5,0
Corruption ending Monetary Freedom -'-64.2 Finandal Freedom O

12 Annexe 4 - Fiche récapitulative Argentine (2016 Index of Economic Freedom).
13 Annexe 6 - Fiche récapitulative Brésil (2016 Index of Economic Freedom).

14Annexe 8 - «Fisco cobra mu/ta extra de quem aderlu à repatriaçäo», 15 février 2017, Valor
Economico (le plus grand journal financier du Brésil, fondé en 2000). Traduction certifiée en annexe



4.3 Mexique
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Corruption. deeply embedded culturally. is pervasive and fed by billions of narco-do11ars It
entrenches the power ofmonopô1ist partybosses and other mafias. The murder of43 college
students by a drug gang in September 2014 afte.r a political protest was a poignant reminder
ofMexicos ongoing epidemic olviolence. corruption. and impunity Contracts are generally
upheld, but courts are inefficient and vulnerable to political interferenceS

Au Mexique, "le crime organisé et la corruption est endémiques", cette dernière étant 'profondément
ancrée dans leur culture, envahissant et nourris par des milliards narco-dollars. Il renforce le pouvoir
des monopolistes, chefs de parti et autres mafias" Ainsi, l'administration fiscale mexicaine a déjà
dénoncé 3222 (!) fonctionnaires au Ministère Public ou au Bureau de Contrôle Interne pour accès
indu au système informatique, corruption, abus d'autorité, usage de faux, vol et faux dans les titres.15

De surcroît, le système judiciaire est "inefficace et vulnérables aux interférences politiques". Ainsi,
l'ILE conclut que "le Mexique accuse un lourd retard dans la promotion de l'Etat de droit et dans le
renforcement de son cadre juridique".16

Et sur le long terme, l'Etat de droit se péjore notablement au Mexique depuis 1995:

Long-Term Score Change (since 1995)

Property Rights -20.0 Fisc Freedom +2.5 Business Freedoni +15.7 Trade Freedom +13.0

Freedom from -15.0 Gornment -10.4 Labor Freedom -32 rwestment Freedam O
Corruption endin Moneta Freedom +9.6 flnancal Freedom +30.0

15 Annexe 9 - "Denuncia SAT a ma/os emp/eados", article de Gonzalo Soto, publié le 13.02.2015, tiré
du Reforma (quotidien mexicain fondé en I 993), et traduction libre annexée.

16 Annexe 3 - Fiche récapitulative Mexique (2016 Index of Economic Freedom).
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4.4 Inde
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Political corruption has a negative effect on government efficiency and economic performance.
Civil servants at all levels are known to accept bribes or engage in other corrupt behavior, usu-
ally with impunity. India's judiciary is independent. but courts are understaffed and lack the
technology necessary to clear an enormous backlog. Uncertainty about land ownership is one
of the biggest problems facing the economy.

En Inde la situation est assez semblable au Mexique: la corruption est endémique, "les fonctionnaires
de tout niveau étant connus pour accepter des pots-de-vin ou adopter d'autres comportements
corrompus, généralement en tout impunité." Quant au système judiciaire, certes indépendant, il

"manque de personnel et des moyens nécessaires à surmonter un énorme arriéré". Ainsi, l'ILE conclut
à "l'absence d'un cadre juridique et réglementaire efficace".17

4.5 Afrique du Sud

1-Year

Cofry Rnr* C'xnige

RULE OF Property Rights 50.0 54th 0

LAW Freedom from Corruption 44.0 6m +2.0

o 20 40 6 80 1CO

Allegations of corruption among civil servants persist at all levels despite an excellent anti-
corruption regulatory framework. The process for tendering public contracts is often politi-
cally driven and opaque Responding to criticism ofcourts by government ministers in 2015,
the chiefjustice and other key judges staunchly defended judicial independence. Property
rights are relatively well protected. and contracts are generally secure.

En Afrique du Sud, la garantie de la propriété et le niveau de corruption dépassent à peine la
moyenne mondiale, "les allégations de corruption des fonctionnaires persistants à tous les niveaux
malgré un excellent cadre réglementaire ". Ainsi, l'ILE conclut que "la sensibilité du système judiciaire
à la corruption mine l'Etat de droit".18

Sur le longterme, le niveau de corruption en Afrique du Sud s'est aggravé depuis 1995:

,-

Long-Term Score CIunge (since 1995)

Property' Rights O Fisc4 Freedom +9.0 Busiress Freedom -153 Trade Freedom +34.0

Freedom from -6,0 Grnrnent +66 Labor Freedom O Irwetment Freeda m -25.0
Corruption iendrn.g Monetary Freedom +0.8 Firianda Freedom +10.0

17 Annexe 5 - Fiche récapitulative Inde (2016 Index of Economic Freedom).

18 Annexe 7 - Fiche récapitulative Afrique du Sud (2016 Index of Economic Freedom).
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5 Conclusion

Les examens répétés et détaillés menés par des ONG de premier plan, par des journaux
internationaux de référence et même par une autorité fédérale arrivent au même constat: l'Afrique du
Sud, 'Argentine, le Brésil, l'inde et le Mexique ne remplissent manifestement pas les exigences
élevées (en matière de spécialité et de confidentialité) de lEAR, à cause de leur protection
insuffisante des données, de leur corruption élevée voire endémique, ainsi que de leur faibles
garanties en matière d'Etat de droit.

Nous vous remercions de prendre n9t de ce qui prècède et vous prions d'agréer, Madame,
Monsieur, l'expression çie nos salutations distinguées.

David Walla

Membre du comité

Président, STEP Genève

Annexes:

Annexe 1 Liste du Préposé fédéral à la protection des données du 2 mai 2016

Annexe 2 Liste du Préposé fédéral à la protection des données du 12 janvier 2017

Annexe 3 Fiche récapitulative Mexique (2016 Index of Economic Freedom)

Annexe 4 Fiche récapitulative Argentine (2016 Index of Economic Freedom)

Annexe 5 Fiche récapitulative Inde (2016 Index of Economic Frçedom)

Annexe 6 Fiche récapitulative Brésil (2016 Index of Economic Freedom)

Annexe 7 Fiche récapitulative Afrique du Sud (2016 Index of Economic Freedom)

Annexe 8 « Fisco cobra mu/ta extra de quem aderiu à repatriaçào », 15 février 2017,
Valor Economico (le plus grand journal financier du Brésil, fondé en 2000).
Traduction certifiée en annexe.

Annexe 9 "Denuncia SAT a ma/os empleados", article de Gonzalo Soto, publié le
13.02.2015, tiré du Reforma (quotidien mexicain fondé en 1993), et traduction
libre annexée.
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STEP!4

Secrétariat d'Etat aux questions financières internationales SF1
Bundesgasse 3
3003 Berne
Par email: vernhemIassunqensif.admin.ch

Date 13avril2017
Document No. 060 142/S W-05136654/D WI

Subject Prise de position STEP - CR5 - 3ème consultation

Madame, Monsieur,

STEP est l'association mondiale professionnelle regroupant les personnes qui conseillent les
familles d'une génération à une autre. Présente dans 95 pays, STEP est forte de plus de 20000
membres, dont des avocats, des experts comptables et d'autres spécialistes patrimoniaux et
successoraux (trustees, family offices etc.).

En Suisse, l'association STEP fut fondée en 1992. Par la suite, plusieurs branches se sont établies à
travers tout le pays: Bâle, Genève, Lausanne, Lugano, Vaduz, Zoug et Zurich. Aujourd'hui regroupées
en une fédération, ces 7 associations comptent plus de 1600 membres.

Compte tenu de ces activités, nos membres traitent notamment les données financières relatives à
leurs clients, individus ou familles, et comprennent donc les risques d'abus relatifs à ces données
sensibles.

1. Echange automatique de renseignements en Suisse

Le 21 juillet 2014, l'Organisation de coopération et de développement économiques publiait
l'ensemble des documents relatifs à la nouvelle norme internationale concernant lEAR.

Le 8 octobre 2014, le Conseil fédéral approuvait les mandats de négociation définitifs sur l'introduction
de la nouvelle norme internationale régissant lEAR avec des états partenaires. Il précisait en
particulier que 'la nouvelle norme doit satisfaire à certaines exigences: les renseignements échangés
doivent être utilisés exclusivement aux fins convenues (principe de la spécialité), les renseignements
doivent être échangés sur une base réciproque et la protection des données doit être garantie."

Le I décembre 2016, le Département fédéral des finances (DFF) a ouvert, une procédure de
consultation sur l'introduction de lEAR avec une série d'autres pays. A ce sujet, nous vous renvoyons
à notre prise de position du 15 mars 2017 relative à l'Argentine, le Brésil, le Mexique, l'Uruguay, l'inde
et l'Afrique du Sud.
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STEP!]
Le 2 février 2017, le DFF a mis en consultation l'introduction de 'EAR avec la Chine, l'indonésie, la
Russie, l'Arabie saoudite, le Liechtenstein, la Colombie, la Malaisie, les Émirats arabes unis,
Montserrat, Aruba, Curaçao, le Belize, le Costa Rica, Antigua-et-Barbuda, la Grenade, SaintKitts-et-
Nevis, Sainte-Lucie, Saint-Vincent-et-les-Grenadines, les Îles Cook et les Îles Marshall. A juste titre, le
Conseil fédéral a précisé que "pour rejoindre le réseau d'Etats partenaires de la Suisse, ces pays
devront respecter le principe de la spécialité et garantir la confidentialité des données ié1
Parmi ces 20 Etats, nous nous concentrerons sur 4 pays les plus problématiques: la Chine, la Russie,
l'Arabie saoudite et la Colombie. En effet, le non-respect de la protection des données (infra ch. 2), la
corruption (infra ch. 3) et l'absence d'Etat de droit (infra ch. 4) dans ces pays est à mille lieues du
standard minimum auquel on devrait s'attendre de partenaires auxquels des données financières
personnelles d'une telle sensibilité pourraient être transmises.

2. Protection insuffisante des données - selon la Suisse et selon l'UE

Selon l'art.5 de la Loi fédérale sur l'échange international automatique de renseignements en matière
fiscale (LEAR), les dispositions relatives à la protection des données à respecter doivent être au
moins conformes aux dispositions matérielles de la loi fédérale du 19 juin 1992 sur la protection des
données (LPD).

Le Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence (PFPDT) a établi une liste
récapitulant l'état de la protection des données dans le monde. Cette liste recense les Etats ayant une
législation assurant un niveau de protection adéquat (art.6 al.1 LPD). Or, selon la dernière version de
cette liste (janvier 2017), aucun de ces 4 pays ne remplit les exigences minimales suisses en matière
de protection des données.2 Le nom de l'Autorité nationale de protection des données (probablement
inexistante) ne figure même pas sur cette liste.

Ainsi, il est inacceptable que le gouvernement suisse puisse envisager d'introduire lEAR avec ces 4
pays, alors qu'une de ses propres autorités reconnaît qu'ils n'offrent pas de garanties suffisantes pour
protéger les données.

Par ailleurs, ces inquiétudes sont aussi partagées au niveau européen. Dans son avis 2/2015 du 8
juillet 2015, le Contrôleur européen à la protection des données estime que 'EAR cause une atteinte
disproportionnée à la protection des données.3 Ses conclusions sont:

"Nous estimons que, durant la phase de négociation, un certain nombre de corrections
auraient dû être apportées à l'accord afin de mieux prendre en compte les questions relatives
à la protection des données. Nous invitons désormais le législateur européen à introduire de
telles garanties en matière de protection des données dans les futures mesures d'application
de l'accord ainsi que dans les futurs accords bilatéraux qui seront conclus avec d'autres pays
dans ce même domaine. En particulier, tout accord similaire ou toute future mesure
d'application devrait:

veiller à la proportionnalité du traitement des données, en subordonnant la collecte et
l'échange d'informations fiscales à un risque réel de fraude fiscale et en introduisant des
critères visant à dispenser les comptes à faible risque des obligations déclaratives;

1 https://www.admin.ch/gov/fr/accueil/documentation/communftiues.msg-id-65497.html

nlae2lZn4Z2gZpnO2YuQ2Z6gpJCDdXt3fmyml62epYbg2c JIKbNoKSn6A--
3

Avis du CEPD sur l'accord entre l'UE et la Suisse sur l'échange automatique d'informations fiscales.
https://edps.europa.eu/sites/edp/files/publication/15-07-08 eu switzerland fr.pdf
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limiter la finalité du traitement des données à la poursuite d'un objectif politique légitime et

empêcher son utilisation à d'autres fins sans en avoir informé les personnes concernées;

prévoir la fourniture d'informations adéquates aux personnes concernées (en vertu de
l'article 10 de la directive sur la protection des données) quant à l'objet et aux modalités du
traitement de leurs données financières, y compris les destinataires de leurs données;

établir des normes explicites en matière de sécurité et de protection des données, que les
institutions publiques et privées participant à la collecte et à l'échange d'informations fiscales
sont tenues de respecter (privacy-by-design). Il devrait également prévoir des sanctions en
cas de violation de ces dispositions;

prévoir une durée de conseivation explicite des informations fiscales échangées et imposer
. leur suppression dès lors qu'elles ne sont plus traitées aux fins de la lutte contre la fraude
fiscale. ".

Or, nous ne trouvons aucune trace de ces garanties dans les déclarations helvétiques relatives à ces
4 pays.

3. Etats corrompus

Transparency International est une ONG ayant pour principale vocation la lutte contre la corruption
des gouvernements et institutions gouvernementales mondiaux. Elle jouit d'un rayonnement
international, possédant des sections autonomes dans 110 pays du Nord comme du Sud.4 Chaque
année, Transparency International publie son "Corruption Perceptions Index" (Index), lequel recense
l'étendue de la corruption dans le secteur public. L'édition 2016 de l'index inclut les données
macroéconomiques de 176 pays.5

Or, sur une échelle de O à 100 de l'index6, les nouveaux Etats candidats à lEAR font très pâle figure:
l'Arabie saoudite obtient un score de 46, la Chine 40, la Colombie 37 et la Russie 29(!). En
comparaison, la Suisse jouit d'un score de 86.

En particulier, la différence entre la Suisse et la Russie est visuellement frappante sur l'index (cf.
Annexe 1): le 5eme de classe face au 131eme cancre - même plus corrompu que le Mexique avec ses
3222 fonctionnaires dénoncés en 2O15.

Ainsi, une véritable contrebande de données financières sensibles s'organiserait si celles-ci étaient
transmises dans ces 4 pays largement corrompus.

4 https://www.transparency.org/
5

https://www.transparency.org/cpi
6 indiquant une économie totalement corrompue, 100 valant absence complète de corruption.
7

Cf. notre prise de position du 15 mars 2017. L'ampleur de la corruption est telle que l'Anti Corruption Foundation a été
créée en Russie en 2011, une ONG entièrement financées par des dons privés, pour dénoncer publiquement les
innombrables cas de corruption. Ces dossiers sont disponibles sur https://fbk.info/english/about/
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4_ Absence d'Etat de droit

Créé en 1889, The Wall Street Journal est le quotidien économique et financier le plus vendu au
monde.8 Quant à la Fondation Heritage, il s'agit d'un laboratoire d'idées ("think tank") américain créé
en 1973, qui a pour mission de formuler et promouvoir des politiques publiques conservatrices sur les
principes de la libre entreprise, du gouvernement limité et de la liberté individuelle.9

Ensemble, ces deux organismes publient chaque année un Indice de Liberté Economique (ILE).1°

LILE mesure le degré de liberté économique en fonction de 12 variables regroupées en 4 piliers." La
23ème édition (2017) de l'ILE inclut les données macroéconomiques de 186 pays.

Sur une échelle de O à 10012, la Colombie obtient un score global de 69.7, l'Arabie saoudite 64.4, la
Chine 57,4 et la Russie finit de nouveau dernière avec 57.1.' En comparaison, la Suisse jouit d'un
excellent score de 81.5 (ce qui en fait le 4ème pays le plus libre au monde).

Aux fins de 'EAR, il convient en particulier de juger ces 4 pays à l'aune du critère du "respect de 'Etat
de droit" pour déterminer la protection dont bénéficient réellement les personnes de contrôle
résidentes dans ces Etats quant au risque d'expropriation de leurs avoirs et au degré d'indépendance
des tribunaux. Les graphiques ci-dessous sont tirés des fiches individuelles de chaque pays.

4.1 Russie

Dire que la situation est inquiétante en Russie est un faible mot: les niveaux de garantie de la
propriété, d'efficacité du système judiciaire et d'intégrité gouvernementale sont tous en-dessous de la
moyenne mondiale de l'ILE.

En particulier, il y existe un "flagrant déni de 'Etat de droit". Ainsi, le récent scandale Laundromat a
mis en lumière la complicité d'officiels russes dans le blanchiment de 22 milliards de dollars.14 Un

spécialiste parle même de "nihilisme légal" dans ce pays.15

De plus, "les fonctionnaires agissent en toute impunité" et la corruption au sein du gouvernement
russe est "omniprésente", rendant le respect de la propriété privée "faible" selon l'ILE.

8 https://fr.wikipedia.org/wiki/The Wall Street Journal
9 https://fr.wikipedia.org/wiki/Heritage Foundation
10 https://fr.wikipedia.or/wiki/l ndice de libert%C3%A9 %C3%A9conomigue
11 (I) respect de 'Etat de droit (garantie de la propriété, absence de corruption, efficacité du systèmejudiciaire); (ii)
intrusion gouvernementale limitée (dépenses budgétaires gouvernementales, charge fiscale, état des dépenses publiques);
(iii) Efficacité de la réglementation (liberté dans les affaires, du travail, de la monnaie); et (iv) ouverture du marché (liberté
du commerce, des investissements, de la finance).
12 indiquant une économie totalement viciée, 100 indiquant une liberté complète.
13

http://www.heritage.org/index/
14 Emmanuel Grynszpan, Comment plus de vingt milliards d'argent sale sont passés de Moscou à Landres, Le Temps 21 mars
2017: httos://www.letemos.ch/economie/2017/03/21/olus-vinet-milliards-dar&ent-sale-oasses-moscou-londres
15 Prof. Manabu Suhara, professeur à l'Université de Nihon, faculté d'économie et de l'École d'études supérieures de
l'Université de Tokyo, Corruption in Russia: A Historical Perpective, p. 387: https://src-
h.slav.hokudai.ac.jp/sympo/O3september/pdf/M Suhara.pdf
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Les abus d'autorité y sont légion et de notoriété publique. Ainsi l'affaire Yukos, où les actionnaires
spoliés ont obtenu en 2014 d'un tribunal arbitral néerlandais le versement de 50 milliards de dollars
par 'Etat russe, qui s'y refuse. Selon l'ex-PDG de Yukos (Mikhaïl Khodorkovski), il convient "d'appeler
les choses par leur nom, les analyser telles qu'elles sont: les trIbunaux qui ne sont pas des tribunaux,
l'absence de liberté de parole, des élections faussées et une bureaucratie criminelle."16 La Suisse a
d'ailleurs délivré à M. Khodorkovski un visa à sa libération fin 2013, après plus de dix ans de détention
dans les geôles russes.

Et plus récemment encore, "environ 70'OOO entreprises sont victimes d'une prise de contrôle avec
violence chaque année. Résultat d'une sombre alliance entre les services secrets et le bureau du
procureur général, des centaines de milliers d'entrepreneurs sont en prison. C'est l'une des raisons
pour laquelle l'économie russe est dans un état déplorable. « Ce que nous avons là, c'est un système
d'extorsion cautionné par l'État », dit M. Boris Titov, le responsable de la commission des affaires du
président russe, dans un quotidien russe en 2011. Titov a été nommé pendant le brefprintemps de
lntérim du président Medvedev. Il cite un autre chiffre : chaque année, ce sont 70 000 entreprises qui
subissent ces "raids". "Raid", c'est le terme utilisé en Russie pour désigner la confiscation violente
d'une entreprise par un groupe d'hommes masqués. La confiscation est souvent justifiée par de faux
contrats ou à travers des délits fabriqués de toutes pièces. Les propriétaires légitimes se retrouvent en
prison puis, dans un deuxième temps, des fonctionnaires corrompus du ministère de la justice
authentifient les faux contrats."17 (nous soulignons)

4.2 Chine

La garantie de la propriété ainsi que l'intégrité gouvernementale se situent en-dessous de la moyenne
mondiale. De plus, la Chine demeure "généralement corrompue", la corruption y étant "endémique".

16 Interview de Mikha)Y Khodorkovski par la Süddeutsche Zeitung, Le Monde, l'international Herald Tribune et le Corriere
della Sera, in Le Temps, 27 janvier 2011: https://www.Ietemps.ch/monde/2011/O1/27/khodorkovski-opposant-personnel-
poutine
17 David Crawford et Marcus Bensmann, Le système Poutine (3, 4, 5): trois baleines, un espion et des "raids", Enquête: le
système Poutine: argent sale et effondrement de 'État, in Mediapart, 1er août 2015:

raids?onglet=full
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De surcroît, les faibles garanties de 'Etat de droit sont "préoccupantes" et 'la vulnérabilité du système
juridique à 'influence politique et aux directives du Parti Communiste sape l'Etat de droit" selon 'ILE.
Ainsi, on lit avec effroi dans un article du Temps du 11 avril 2017, que "le taux de condamnation des
tribunaux chinois, toutes peines confondues, s'élève à 99,92%.hh18

Dans son rapport mondial "Condamnations à mort et exécutions 2016", Amnesty International ajoute
que la Chine recourt même à la peine de mort pour des crimes économiques. .

19

RULE OF LAW
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4.3 Arabie saoudite

100th 42nd

Property Judicial Government
Iights Effectiveness Integrity

En Arabie saoudite, e système judiciaire est "non transparent" et "doit coordonner ses décisions avec
l'exécutif" selon l'ILE. De plus, la corruption y demeure un "problème significatif".

De surcroît, le dernier rapport mondial d'Amnesty International (supra ch. 4.2.) indique que les
condamnations ont dans la plupart des cas lieu "à l'issue d'une procédure ne respectant pas les
normes internationales en matière d'équité et de procès."2°

18httos://www.Ietemos.ch/monde/2017/04/11/amnestv-international-denonce-executions-secretes-chine
19 httos://www.amnestv.org/fr/documents/document/?indexNumber=act5O%2f5740%2f2017&Ianguage=fr
20

Supra, n18, p. 8.
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Enfin en Colombie, les niveaux d'efficacité du système judiciaire et dintégrité gouvernementale sont
largement en-dessous de la moyenne mondiale de lILE.

En particulier, il est nécessaire d'y "renforcer le système judiciaire" car les tribunaux colombiens
souffrent de "corruption et d'extorsion". "Le trafic de drogues et ses conséquences (violence et
corruption) continuent d'éroder les institutions" selon IILE.

RULE OF LAW
53rd 47th ElsL
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5. Conclusion

Les analyses précèdent ne laisse subsister aucun doute: la Russie, la Chine, lArabie saoudite et la
Colombie ne remplissent (actuellement) pas les exigences élevées de spécialité et de confidentialité
de 'EAR, en raison de la corruption étendue, de l'absence d'Etat de droit (pas de garantie de la
propriété privée, inefficacité/inféodation du système judiciaire et absence d'intégrité du

gouvernement), ainsi que du non-respect de la protection des données qui y règnent.

En particulier, parmi les 79 pays et territoires concernés par 'EAR avec la Suisse (38 en vigueur et 41
en consultation), la Russie est la moins bien notée à tous points de vue.

"J'espère que les pays occidentaux sont conscients de ce que les espoirs en la démocratie ne sont
pas une chose sans importance que l'on peut sacrifier au nom de banals intérêts." M. Mikhaïl
Khodorkovski.21

Nous vous remercions de prendre bonne note de ce qui prècède et vous prions d'agréer, Madame,
Monsieur, l'expression de nos salutations distinguées.

David Wallace Wilson

Membre du comité

Président, STEP Genève

21
Cf. note 17.
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Von: Gubinelli Oriana [mailto:o.gubinelli@konsumentenschutz.ch]  
Gesendet: Donnerstag, 9. Februar 2017 12:45 
An: _SIF-Vernehmlassungen <Vernehmlassungen@sif.admin.ch> 
Betreff: Einführung des automatischen Informationsaustauschs Finankonten mit zusätzlichen Staaten 
ab 2018/2019 
 
 
Guten Tag 
 
Besten Dank für Ihre Einladung zur Stellungnahme betreffend oben genannte Anhörung. 
 
Leider hat die Stiftung für Konsumentenschutz momentan keine Kapazitäten, um eine Stellungnahme 
zu schreiben. 
 
Vielen Dank für Ihr Verständnis! 
 
Mit freundlichen Grüssen  
 
Stiftung für Konsumentenschutz 
 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
Oriana Gubinelli 
Leiterin Beratung 
 
Freitag abwesend 
 
Stiftung für Konsumentenschutz SKS 
Monbijoustrasse 61, Postfach 
3001 Bern  
Tel. +41 31 370 24 24 
o.gubinelli@konsumentenschutz.ch 
www.konsumentenschutz.ch 
 

 
Stopp Hochpreisinsel – unterschreiben Sie jetzt die Fair-Preis-Initiative: 
https://wecollect.ch/de/campaign/fairpreisinitiative/ 
 
 

mailto:o.gubinelli@konsumentenschutz.ch
mailto:Vernehmlassungen@sif.admin.ch
mailto:o.gubinelli@konsumentenschutz.ch
http://www.konsumentenschutz.ch/
https://wecollect.ch/de/campaign/fairpreisinitiative/


 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

15. März 2017  

 

Staatssekretariat für internationale Finanzfragen SIF 

Herr Matthieu Boillat 

Bundesgasse 3 

3003 Bern 

 

Per Email an: vernehmlassungen@sif.admin.ch  

 

 

Stellungnahme zur geplanten Einführung des automatischen Informationsaustauschs 

über Finanzkonten mit einer weiteren Serie von Staaten und Territorien  

 

Sehr geehrter Herr Boillat 

 
Wir bedanken uns bestens für die Gelegenheit zur Stellungnahme zur geplanten Einführung des 

automatischen Informationsaustauschs über Finanzkonten mit einer weiteren Serie von Staaten 

und Territorien.  

 

Am 15. Juli 2014 hat die OECD den internationalen automatischen Informationsaustausch über 

Finanzkonten in Steuersachen (AIA) verabschiedet. Bis heute haben sich 101 Staaten und Terri-

torien zur Umsetzung des Standards bekannt. In der Schweiz haben die eidgenössischen Räte 

im Dezember 2015 mit der Multilateralen Amtshilfekonvention, dem MCAA und dem AIA-Gesetz 

die gesetzlichen Grundlagen verabschiedet. Diese Rechtsgrundlagen sind am 1. Januar 2017 in 

Kraft getreten.  

 

Damit der AIA mit einem Partnerstaat eingeführt werden kann, muss er zusätzlich bilateral akti-

viert werden. Inzwischen hat die Schweiz mit 38 Staaten und Territorien den AIA ab 2017/2018 

eingeführt. Mit den vorliegend zu beurteilenden internationalen Vereinbarungen will die Schweiz 

den AIA ab 2018/2019 auf die folgenden Staaten ausdehnen: Andorra, Argentinien, Barbados, 

die Bermuda-Inseln, Brasilien, die Britischen Jungferninseln, die Cayman Inseln, Chile, die Fä-

röer Inseln, Grönland, Indien, Israel, Mauritius, Mexiko, Monaco, Neuseeland, San Marino, die 

Seychellen, Südafrika, die Turks und Caicos Inseln und Uruguay.  

 

Die im Industrie- und Dienstleistungssektor tätigen Mitgliedfirmen von SwissHoldings sind vom 

AIA über Finanzkonten nur am Rande betroffen. Für uns ist zentral, dass die Schweiz in anderen 

Bereichen wie der Unternehmensbesteuerung nicht international unter Druck gerät, weil sie den 

AIA ungenügend umsetzt. Wie das EU-Projekt gemeinsamer schwarzer Listen im Steuerbereich 

zeigt, sind solche Gefahren für die Schweizer Industrieunternehmen absolut real. Hauptkriterien 

der EU-Liste sind Steuertransparenz, ein fairer Steuerwettbewerb sowie die Umsetzung der 

BEPS-Vorgaben. Bei der Steuertransparenz wird geprüft, ob ein Staat den AIA-Standard über 



Stellungnahme SwissHoldings zur geplanten Einführung des AIA mit weiteren Staaten           2 

 

 

 

Finanzkonten sowie den Amtshilfestandard zum Austausch auf Ersuchen umsetzt. Eine Vermi-

schung der Unternehmensbesteuerung mit dem AIA über Finanzkonten ist nicht nur bei der EU, 

sondern auch bei OECD und G20 zu beobachten.  

 

Insbesondere nach der Ablehnung der Unternehmenssteuerreform III und dem (vorübergehen-

den) Weiterbestand der verpönten Schweizer Steuerregimes sollte die Schweiz davon absehen, 

international weitere Angriffsflächen im Steuerbereich zu schaffen. Aus diesem Grund unterstützt 

SwissHoldings den Abschluss von AIA-Abkommen mit den vorerwähnten Staaten.  

 

Eine besondere Situation stellt für SwissHoldings Brasilien dar. Seit vielen Jahren versucht die 

Schweiz mit diesem äusserst wichtigen Handelspartner der Schweiz und Absatzmarkt für 

Schweizer Industrieprodukte ein Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) abzuschliessen. Im Rah-

men der kürzlich wiederaufgenommenen Verhandlungen konnten offenbar grosse Fortschritte 

erzielt werden. SwissHoldings ist der Überzeugung, dass ein attraktives DBA mit Brasilien nur in 

Kombination mit einer AIA-Vereinbarung abgeschlossen werden kann. Kommt Brasilien dank 

dem AIA und dem bestehenden Steuerinformationsabkommen an sämtliche wichtigen Steuerin-

formationen aus der Schweiz, dürfte der Wille ein auch für die Schweiz günstiges DBA zu verein-

baren, stark abnehmen. Aus diesen Gründen stimmt SwissHoldings einer AIA-Vereinbarung mit 

Brasilien nur zu, wenn gleichzeitig auch ein DBA zwischen den beiden Staaten vereinbart wer-

den kann. 

 

SwissHoldings unterstützt somit die geplante Ausdehnung des AIA auf die erwähnten Staaten. 

Eine Ausnahme bildet einzig Brasilien. Diesbezüglich sind wir der Meinung, dass eine AIA-

Vereinbarung mit Brasilien nur abgeschlossen werden darf, wenn gleichzeitig auch ein DBA zwi-

schen den beiden Staaten vereinbart werden kann. 

 

Wir bitten Sie höflich, unsere Positionen gebührend zu berücksichtigen. 

 

 
Freundliche Grüsse 
 
SwissHoldings 
Geschäftsstelle 

 

 

   

       

Dr. Gabriel Rumo   Martin Hess 

Mitglied der Geschäftsleitung   Dipl. Steuerexperte 
 
Cc SH-Vorstand, SH Tax Group, Geschäftsstelle 
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P.O.Box 24061 Hamilton 3253

Email: Hans.vetsch@swiss.org.nz

An den Bundesrat
Bundeskanzlei
3003 Bern

Datum: 01.03.2017

Einführung des Automatischen Informationsaustauschs in
Steuersachen mit Neuseeland

Sehr geehrte Damen und Herren Bundesräte

Ich danke dem Eidgenössischen Finanzdepartement für die Gelegenheit, im Rahmen
des laufenden Vernehrnlassungsverfahrens zur Frage der Einführung des
Automatischen Informationsaustauschs in Steuersachen mit Neuseeland Stellung zu
nehmen. Ich tue dies im Namen der Swiss Society of New Zealand, der
Dachorganisation der Schweizervereine in Neuseeland, der auch zahlreiche
Einzelmitglieder angehören, welche an Orten leben, wo kein solcher Verein existiert. In
Neuseeland sind rund siebentausend Schweizerbürger niedergelassen. Gegen zehn
Prozent von ihnen sind in Schweizervereinen organisiert, der höchste Wert weltweit.
Meine Organisation kann deshalb mit Fug und Recht in Anspruch nehmen, die
Schweizer in Neuseeland zu vertreten. (Neben den erwähnten Schweizerbürgern
dürfte es zudem noch mindestens etwa dreissigtausend Neuseeländer schweizerischer
Abstammung geben.)

Die Swiss Society of New Zealand spricht sich unmissverständlich gegen die
Einführung des AIA mit ihrem Gastland aus, solange die damit in direktem
Zusammenhang stehende schwerwiegende Sozialvers icherungsfrage zwischen
den beiden Ländern nicht gelöst ist. Sie ersucht den Bundesrat bzw. die
Eidgenössischen Räte, Neuseeland von der Liste der Länder zu streichen, mit
denen der AIA 2018 eingeführt werden soll. Ein Abkommen mit Neuseeland über
den AIA soll erst dann rechtsgültig abgeschlossen werden, wenn Neuseeland
endlich Hand zu einer einvernehmlichen Lösung der erwähnten Frage geboten



hat. Bis zu diesem Zeitpunkt würde meine Organisation ein solches Abkommen
mit allen ihr zur Verfügung stehenden demokratischen Mitteln bekämpfen.

Begründung

Das 1964 in seiner gegenwärtigen Form eingeführte staatliche Rentensystem
Neuseelands unterscheidet sich radikal von denjenigen sämtlicher anderer OECD
Staaten. Jede hier lebende Person hat im Alter von 65 Jahren Anspruch auf eine
staatliche Rente, sofern sie mindestens zehn Jahre, fünf davon in den letzten zehn
Jahren, im Land gelebt hat. Weder eigene Arbeitstätigkeit noch Beitragsleistungen sind
Voraussetzungen für die Rente. Diese ist, im Prinzip, für alle Rentner gleich und wird
aus allgemeinen Steuermitteln finanziert. Die Nachhaltigkeit dieses Systems ist fraglich
und wird in der neuseeländischen Öffentlichkeit immer mehr zur Diskussion gestellt.

Ein besonders diskutabler Aspekt dieses Rentensystems, beruhend auf der irrigen
politischen Vorgabe, alle müssten das Gleiche erhalten, besteht im Abzug von Renten
aus ausländischen Sozialversicherungssystemen. Davon sind die in Neuseeland
lebenden Rentenbezüger aus allen Industriestaaten betroffen, ganz besonders aber
Schweizer und ehemals in der Schweiz lebende Ausländer, die Anspruch auf eine
durch eigene Beiträge (der Arbeitnehmer- und der Arbeitgeber) finanzierte AHV-Rente
haben. Diese sind deshalb besonders betroffen, weil AHV-Renten höher ausfallen als
diejenigen aus allen anderen staatlichen Rentensystemen. Am stossendsten ist zudem
die sogenannte „Spousal decduction“. Diese besteht darin, dass von der
neuseeländischen Rente nicht nur die eigene Rente aus einem ausländischen
Rentensystem abgezogen wird, sondern sogar diejenige eines Ehepartners.
Neuseeland nimmt mit diesem Raubzug, anders kann man es nicht nennen, auf ehrlich
erworbene ausländische Renten etwa 200 Millionen Franken im Jahr ein, davon weit
über eine Million Franken aus schweizerischen AHV-Renten.

Dieses groteske System führt für viele hier lebende Schweizer zu einer massiv
gekürzten oder sogar ganz gestrichenen neuseeländischen Rente. Die Zahl der davon
Betroffenen wird in den nächsten Jahren massiv zunehmen. Andere, und hier liegt nun
der Zusammenhang mit dem AIA, haben sich ihre AHV-Rente auf ein Konto in der
Schweiz auszahlen lassen, nicht um Steuern zu hinterziehen, sondern um dem Raub
ihrer AHV-Renten seitens der neuseeländischen Sozialbürokratie zu entgehen.

Die Schweiz hat natürlich diese seit 1964 bestehenden einseitigen neuseeländischen
Massnahmen nie akzeptiert. Bundesräte, die zu Besuch waren, das Bundesamt für
Sozialversicherungen, eine ganze Reihe von schweizerischen Botschaftern im Land
und in jüngster Zeit Staatssekretär Jörg Gasser, anlässlich der Unterzeichnung einer
gemeinsamen Erklärung über die Einführung des AIA in Wellington am vergangenen 2.
Dezember, haben dies immer wieder deutlich gemacht, alle ohne jeden Erfolg.

Es dürfte nur ganz wenige Einwohner Neuseelands geben, die in der Schweiz Konti
unterhalten, um Steuern zu hinterziehen, und praktisch keine Einwohner der Schweiz,
die das in Neuseeland tun. Die Einführung des AIA zwischen den beiden Ländern



würde deshalb fast ausschliesslich in Neuseeland lebende Schweizer bzw. ehemals in
der Schweiz arbeitende Ausländer treffen. Diejenigen unter ihnen, die Konti in der
Schweiz vor dem neuseeländischen Fiskus verheimlicht haben, taten dies in den
meisten Fällen nicht, um Steuern zu vermeiden, sondern um der neuseeländischen
Rentenabzugspolitik zu entgehen.

Ich warne davor, aBfälligen neuseeländischen Zusicherungen Glauben zu schenken,
Daten aus dem AIA würden nur für Steuerzwecke verwendet, Im Gegensatz zur
Schweiz herrscht hierzulande das Konzept des gläsernen Bürgers ohne Recht auf
Privatsphäre und der Allmacht des Staates. Es besteht kein Zweifel, dass die
Einführung des AIA mit Neuseeland zur Kriminalisierung bisher unbescholtener
Schweizerbürger bzw. ehemaliger Einwohner der Schweiz führen kann.

Der Zeitpunkt, um das ja keineswegs nur die Schweiz betreffende Problem zu lösen, ist
an sich nicht ungünstig. Das gegenwärtige Parlament hat im Jahr 2015 mit einer
einzigen Stimme Mehrheit Nichteintreten auf einen radikalen Reformvorschlag des
Rentensystems beschlossen, der auch die Beendigung des Abzugs ausländischer
staatlicher Renten miteingeschlossen hätte. Am kommenden 23. September finden
Neuwahlen statt. Es wird allgemein erwartet, dass diejenige Oppositionspartei, welche
sich diese Reform auf die Fahne geschrieben hat, der zukünftigen Regierung
angehören wird.

Sollte die Schweiz den AIA mit Neuseeland tatsächlich einführen, bevor das AHV
Problem gelöst ist, wurden die davon betroffenen Schweizerbürger und auch
ehemals in der Schweiz arbeitende Ausländer, die ja auch zum Wohlstand
unseres Landes beigetragen haben, dies als Rückenschuss und als Verrat
seitens des eigenen Landes empfinden, umso mehr, als ja die Schweiz Initiantin
der Einführung des AJA gewesen ist und nicht etwa Neuseeland. Ich fordere
deshalb im Namen all dieser Leute und im Namen aller schweizerischen
Organisationen in Neuseeland Bundesrat und Bundesversammlung auf, den AIA
mit Neuseeland zurückzustellen, bis das Problem mit den AHV-Renten rechtlich
verbindlich gelöst ist.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Damen und Herren Rundesräte, den Ausdruck meiner
vorzüglichen Hochachtung.

Präsident der Swiss Society of New Zealand



Kopie:

Frau Bundespräsidentin Doris Leuthard

Herrn Bundesrat Ueli Maurer

Herrn Bu nderat Didier Burkhalter

Herrn Bundesrat Johann N. Scheider- Ammann

Herrn Bundesrat Guy Parmelin

Frau Bundesrätin Simonetta Sommaruga

Herrn Bundesrat Alain Berset

Herrn Nationalrat Albert Rösti, Präsident der Schweizerischen Volkspartei

Herrn Nationalrat Adrian Amstutz, Fraktionspräsident SVP

Herrn Nationalrat Christian Levrat, Präsident der Sozialdemokratischen Partei

Herrn Nationalrat Roger Nordmann, Fraktionspräsident SP

Frau Nationalrätin Petra Gössi, Präsidentin der Freisinnig-demokratischen Partei

Herr Nationalrat lgnazio Cassis, Fraktionspräsident FDP

Herrn Nationalrat Gerhard Pfister, Präsident der Christlichdemokratischen Partei

Herrn Nationalrat Filippo Lombardi, Fraktionspräsident CVP

Herrn Staatssekretär Jörg Gasser, Eidgenössisches Finanzdepartement

Herrn Direktor Jürg Brechbühl, Bundesamt für Sozialversicherungen

Herrn Botschafter Jürg Burri, Direktor der Konsulardirektion, EDA

Herrn Botschafter Johannes Matyassy, Chef der Abteilung Asien/Pazifik, EDA

Herrn Botschafter David Vogelsanger, Wellington

Herrn Peter Deutschle, Konsul der Schweiz in Auckland

Herrn Remo Gysin, Präsident der Auslandschweizerorganisation

Frau Sarah Mastantuoni, Direktorin der ASO-Geschäftsstelle

Herrn Peter Ehrler, Vertreter Neuseelands im Auslandschweizerrat

Herrn Peter Canziani, SW. Vertreter Neuseelands im Auslandschweizerrat

Präsidenten aller Schweizervereine in Neuseeland



Swiss Takeover Board 

Obernahmekommission 
Commission des OPA 
Commissione delle OPA 

Thomas A. Muller, PriisidenL 

counscl@takcovcr.ch 

Per E-Mail: vernehmlassungen@sif.admin.ch 
Eidgenossisches Finanzdepartement EFD 
Bundesgasse 3 

3003 Bern 

Zurich, 20. Dezember 2016 

Einfiihrung des automatischen lnformationsaustauschs iiber Finanzkonten mit 
einer weiteren Serie von Staaten und Territorien ab 2018/2019: Eroffnung des 
Vernehmlassungsverfahrens 

Sehr geehrte Darnen und Herren 

Wir nehmen Bezug auflhr Schreiben vom 1. Dezember 2016 und danken Ihnen fur die 

Einladung zur Stellungnahme bezuglich den Ausfuhrungen des erlauternden Berichts uber 
die Bundesbeschlusse zur Aktivierung des AIA mit den neuen Staaten und Territorien. 

Die Obernahmekomrnission verzichtet auf eine diesbezugliche Stellungnahme. 

Mit freundlichen Grussen ,..... 

~-
Thomas A. Muller 
Prasident 

Sclnaustrassc 30, Postfach, 8021 Zurich I T +41 58 399 22 90 I F +41 58 499 22 91 I in fo@takcovcr.ch 

www.Lakcover.ch 
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Datum  15. März 2017 
Kontaktperson  Michele Vono 

Direktwahl  061 206 66 29 
E-Mail  m.vono@vskb.ch 

 

Einführung des automatischen Informationsaustauschs über Finanzkonten mit einer 
weiteren Serie von Staaten und Territorien ab 2018/2019 
 

Sehr geehrter Herr Boillat 
Sehr geehrter Herr Champeaux 
 
Am 1. Dezember 2016 hat das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) die 
Vernehmlassung zur Einführung des automatischen Informationsaustauschs über 
Finanzkonten mit einer weiteren Serie von Staaten und Territorien eröffnet. Wir danken Ihnen 
bestens für die Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Kantonalbanken haben sich mit der 
Vernehmlassung befasst und ihre Anliegen in die Schweizerische Bankiervereinigung (SBVg) 
eingebracht. Wir unterstützen somit die Stellungnahme der SBVg. Entsprechend werden wir 
keine eigene Stellungnahme einreichen. 
 
Wir danken Ihnen bestens für die Kenntnisnahme. 
 
Freundliche Grüsse 
 
Verband Schweizerischer Kantonalbanken 
 
 
 
Hanspeter Hess Dr. Adrian Steiner  
Direktor Leiter Public Affairs  
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Datum  13. April 2017 
Kontaktperson  Michele Vono 

Direktwahl  061 206 66 29 
E-Mail  m.vono@vskb.ch 

 

Einführung des automatischen Informationsaustauschs über Finanzkonten mit einer 
weiteren Serie von Staaten und Territorien ab 2018/2019 
 

Sehr geehrter Herr Boillat 
Sehr geehrter Herr Champeaux 
 
Am 1. Februar 2017 hat das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) die Vernehmlassung 
zur Einführung des automatischen Informationsaustauschs über Finanzkonten mit 
zusätzlichen Staaten und Territorien eröffnet. Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit 
zur Stellungnahme. Die Kantonalbanken haben sich mit der Vernehmlassung befasst und 
ihre Anliegen in die Schweizerische Bankiervereinigung (SBVg) eingebracht. Wir unterstützen 
somit die Stellungnahme der SBVg. Entsprechend werden wir keine eigene Stellungnahme 
einreichen. 
 
Wir danken Ihnen bestens für die Kenntnisnahme. 
 
Freundliche Grüsse 
 
Verband Schweizerischer Kantonalbanken 
 
 
 
Hanspeter Hess Dr. Adrian Steiner  
Direktor Leiter Public Affairs  
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Bundesrat
Ueli Maurer
Vorsteher des Eidg. Finanzdepartemens
PER EMAIL

vernehmlassungen@sif.admin.ch

Zurich 7 April 2017

Initiation of consultation on introduction of AEOI with
additional countries – Comments AFBS

Mr Federal Council,

On 2nd of February 2017, you initiated the consultation on the introduction of the automatic exchange
of information (AEOI) in tax matters with additional countries as of 1 January 2018 to exchange
information from 2019 onwards.

Our Association has supported the signing of agreements with a large number of partner countries.
We also endorse the current proposal, but we would like to add some observations on CRS in
general and on the extension to the new countries in particular.

The signing of these agreements raises concerns on the competitive situation of the Swiss financial
center. While it is fair to say that the increase in bilateral agreements worldwide has been much
sharper than expected, there are still some important competing financial centers which – taken the
OECD data base as reference point – are as of now lagging behind in the number of signed
agreements. This can lead to competitive disadvantages. In order to prevent such a negative
outcome, our Association believes that Switzerland has to define “a line of defence”.

In line with the position of the banking sector, our Association has always insisted that agreements
should only be signed when it is assured that certain criteria are fulfilled. These criteria fall in three
categories: First, criteria which form part of the OECD standard, second, criteria which are endorsed
by the OECD but not formally included in their standard, and third, criteria which have been added by
the Swiss Government. Switzerland must strive to assure that these criteria are fulfilled before an
agreement is signed or activated, respectively.

Therefore, the Association of Foreign Banks in Switzerland invites the Parliament and the
Administration to pursue negotiations with additional countries on the explicit recognition of the
following principles:

The AEOI standards includes the obligation of the countries to adhere to certain principles
and the right of the signing partners to suspend the CRS if these principles are violated.

The AEOI includes the duty to exchange information according to the CRS, given that the following
principles are assured:



- apply reciprocity

- adhere to the principle of speciality

- assure data protection.

Any partner country must comply with these three conditions; compliance must be regularly
monitored and confirmed. The OECD explicitly recognizes the right of any country to suspend or
withdraw from an agreement if one of the three aforementioned conditions is violated.

We invite the Parliament to create the legal basis and a political commitment by Switzerland to
suspend – temporarily or definitively – in line with OECD-practice and other countries’ experiences -
the exchange of information as soon as there is evidence of insufficient compliance, even after the
agreement is put into force. Such an activation clause assures flexibility when future violations are
discovered.

Evidence of non-compliance are for example:

- A partner country not applying reciprocity by exchanging incomplete or incorrect data or by
restricting the information to a subset of persons or forms of income, independent whether
such incomplete data are exchanged with Switzerland or such exchange occurs with a third
country.

- An infraction of the speciality principle concerning Switzerland or a third country by the
partner country.

- Infraction of data protection (concerning Switzerland or a third country) or a report of the
OECD on insufficient data protection.

The OECD monitors the system. Switzerland should request from the OECD timely information on
violation, such that the Swiss authorities can decide on either a non-activation or – if an agreement is
already in place at the time of a violation of the basic condition - a suspension on the base of all
available information.

With respect to the agreements which are intended to be put into force in 2018, the Federal Council
can activate each of them by the end of 2017, if no evidence of violation of the aforementioned
principles exists; the agreement would then enter into force in 2018. The Parliament may consider to
relate the activation clause to the actual transmission of information in 2019. In that case, the
Parliament puts into force the CRS, but delegates the right to the Federal Council to activate the
actual transmission of the relevant information to the foreign authority by the end of 2018. Under this
variant, banks would prepare all necessary information but transmit the information only, if the
transmission of data is activated by the Federal Council. This is in fact the system which most
countries apply.

As you know there is a considerable concern amongst our member banks that certain countries
might use the received client identification and other pertaining data for purposes other than its
intended purpose. This is of concern particularly in countries where personal security might be at
stake.

The OECD advocates voluntary disclosure programs (VDP), even though they do not form
part of the standard.

AFBS is aware that there are limits on persuading a partner country to offer a VDP. Nevertheless, we
believe that in the negotiation Switzerland should emphasize that the OECD has advocated the VDPs
and that the experiences of existing VDP, based on the principles outlined below, has been
favourable. In particular, an appropriate VDP is a strong instrument to avoid the relocation of assets
to financial centers with which a particular partner country has not signed an agreement. :

- A VDP is to be designed as an incentive for clients to disclose. An inappropriate VDP may lead
to relocation of undeclared assets.



- The VDP must not favour the repatriation of assets by differentiating tax rates and penalties
between repatriated assets and assets held cross-border. The AEOI should not become an
instrument to raise barriers on cross-border banking. In fact, it should be pointed out to partner
countries that the AEOI only makes sense when cross-border banking relations are treated
equally to domestic relations.

Also we recognize that there is only limited freedom to reject the request for an agreement by a
country which offers no or only an inadequate VDP, Switzerland should take a more passive stance
and try to negotiate the VDP. Certainly, Switzerland should actively invite countries to join the network
of agreements only if such a country is interested to implement a VDP.

Market access and level playing field

The OECD does not include or even advocate better market access as part of its standards. Neither
does it include in its evaluation whether a country has signed agreements with all economically
relevant financial centres; it counts the numbers of signed agreements only. Both aspects matter.
Therefore, Switzerland has to develop its own political instruments in order to remain competitive
without violating its international commitment.

We support the proposal that Parliament ties the delegation of the right to sign an agreement with a
particular partner country to an “activation clause”. Such a clause would allow postponing the
signature until a partner country reacts to the Swiss proposals. Parliament and the Swiss
Government can send a strong signal that they are not willing to accept Switzerland’s role as being a
mere follower, but as becoming an active partner, which is determined to assure the level playing
field.

Financial Dialogue

We would like to stress that financial dialogues with some of the countries with which an exchange of
information should enter into force in 2018 can bring us a long way to a better market access. Some
of these countries – e.g. Russia and China - have been favourable to include Switzerland in the
financial track of the G-20 (in contrast to traditional partner countries) and have shown a strong
respect for the Swiss tradition on confidentiality. These countries are interested in exploring win-win
situations as there financial agenda is broad. We permit ourselves to sketch some possible issues to
be addressed:

- Market access with BRICS and other emerging country is very often severely limited by exchange
and currency controls rather than by client contact issues. An independent monetary policy may
need such controls, but Switzerland may insist that such instruments should not become entry
barriers. With respect to Russia, both “Russian FATCA” and “Currency Control Restrictions”
should be lifted vis-à-vis Switzerland if we go forward with the AEOI. Both of them are effectively
market entry barriers.

- China has strict rules on the export of assets by resident persons in China. But Hong Kong has
been given a specific status to accept private assets held abroad by residents in China.
Switzerland may want to discuss with the Chinese authorities the possibility of receiving an
identical status in Private Wealth Management.

- For a long time we have proposed that market access should be restricted to the access to
sophisticated or qualified clients only. As few banks in these countries have international private
banking expertise, a cooperation involving a preferred status of wealth management service
provision from Switzerland to these clients given an AEOI may become an interesting offer to
these countries as capital export in other jurisdiction is less

We strongly believe that we can find in the negotiations with these countries solutions for the
development of the cross-border service provision. Such agreements would give the Swiss financial
centre an interesting competitive edge in these new markets.



Proposal

The Association of Foreign Banks in Switzerland proposes:

- A legal basis and a mandate should be given by the Parliament to the Federal Council and
the Administration to suspend - temporarily or definitively – the agreement with a partner
country if there is evidence of a violation of those principles which are an integral part of the
AEOI.

- The Federal Council should receive a clear mandate that the implementing of an agreement
should be related to the existence of an appropriate and non-discriminatory VDP, equal
treatment of competing financial centres by the partner country, and a clear legal framework
for the cross-border financial service provision.

- To raise awareness of partner countries in the financial dialogues of the mutual benefits of
(controlled) market access and level playing field. We believe that an active discussion on
cross-border service provision can be very valuable, if it is assured that the interest of these
countries (tax, monetary policy/currency control, economic ties to a market with know-how
and experience) are taken into account.

We thank you for taking into account our comments. We are at your disposal to discuss the matter in
more detail and to respond to arising concerns.

Best Regards

ASSOCIATION OF FOREIGN BANKS IN SWITZERLAND

Martin Maurer Raoul Wuergler
Geschäftsführer Stv. Geschäftsführer



 
Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 
Staatssekretariat für internationale Finanzfrage SIF 
per E-Mail an: vernehmlassungen@sif.admin.ch 
 

 

Zürich, 14. März 2017 

 

Stellungnahme zur Einführung des automatischen Informationsaustauschs über Finanzkonten mit 

einer Serie von weiteren Staaten und Territorien ab 2018/2019 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Die VAV dankt für die zwei Einladungen zu der geplanten Einführung des AIA über Finanzkonten mit 

zwei weiteren Serien von Staaten und Territorien ab 2018/2019, Stellung zu nehmen. Wir beziehen 

uns bei dieser Antwort sowohl auf die Einladung vom 1. Dezember 2016, als auch auf diejenige vom 

2. Februar 2017. 

 

Unsere Antwort beschränkt sich auf grundsätzliche Bemerkungen. Ansonsten möchten wir uns der 

Stellungnahme der Bankiervereinigung anschliessen. 

 

Kernpositionierung: Analog zu unseren Stellungnahmen vom 19. August 2015 und vom 11. April 2016 

zum AIA mit bereits 38 OECD-Ländern sind wir bereit, einen Ausbau des AIA mit weiteren Ländern 

mitzutragen. Angesichts der Qualität der 41 weiteren  vom Bundesrat vorgesehenen Jurisdiktionen, 

der zum Teil angespannten politischen und rechtsstaatlichen Situation und der noch nicht ganz 

geklärten Wettbewerbssituation unter den massgebenden Finanzplätzen, empfehlen wir den 

Schweizer Behörden jedoch dringend eine behutsame Vorgehensweise. Wir beantragen deshalb, 

dass in den vom Parlament zu verabschiedenden Bundesbeschlüssen eine sog. Aktivierungsklausel 

eingebaut wird. Diese soll den Bundesrat dazu verpflichten, kurz vor dem ersten Datenaustausch 

mit jeder einzelnen Jurisdiktion zu prüfen, ob die AIA-„Level Playing Field“-Situation mit den 

relevanten Konkurrenzfinanzplätzen gewährleistet und ob der Datenschutz hinreichend 

sichergestellt ist. 

 
Beim Zeitpunkt der Aktivierung gilt es, den definierten Minimalanforderungen Rechnung zu tragen: 

 Datenschutz und Datenschutzsicherheit 

Bei diesem sehr zentralen Kriterium ist es nicht ausreichend, sich ausschliesslich auf formelle 

Gesetztestexte der potentiellen AIA Partnerstaaten oder die entsprechenden OECD Länder-

Empfehlungen abzustützen. Weitere Kriterien wie der Korruptionsindex (CPI) müssen in eine 

Gesamtbeurteilung miteinfliessen. Dabei darf nicht ausser Acht gelassen werden, dass im 

Rahmen des AIA mit der Meldung der Vermögenswerte (und nicht nur der Vermögenserträge) in 

vielen Ländern mehr Informationen an die ausländischen Behörden geliefert werden, als dies 

aufgrund ihrer lokalen Gesetzgebung für die Steuereingaben verlangt wird. Entsprechend gross 

sind die Befürchtungen von Kundinnen und Kunden mit steuerlicher Ansässigkeit in solchen 

Staaten, dass die unter dem AIA gelieferten Daten für nicht steuerliche Zwecke missbraucht 

werden könnten. 
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 Eine akzeptable Möglichkeit zur Regularisierung 

Inzwischen gibt es zwar in den meisten potentiellen AIA-Partnerstaaten Möglichkeiten der 

Regularisierung. Wenn solche Lösungen jedoch eine uneingeschränkte Repatriierung der 

Vermögenswerte aus dem Ausland voraussetzen – wie aktuell die VDP in Mexico – ist das als 

Angriff auf das grenzüberschreitende Bankdienstleistungsgeschäft zu werten. Dies sollte im 

Gegenzug nicht noch mit einem AIA Abkommen „belohnt“ werden. 

 Marktzugangsverbesserungen 

Der Marktzutritt ist ein sehr bedeutsames Element für grenzüberschreitende 

Bankdienstleistungen und somit sind diesbezüglich angestrebte Verbesserungen sehr 

wünschenswert. Als Minimalziel muss im Rahmen von AIA-Verhandlungen darauf bestanden 

werden, dass nationale Regelungen, welche eine ausländische Bankbeziehung nahezu 

verunmöglichen (wie zum Beispiel die „Currency Control Legislation“ in Russland) angepasst 

werden, bevor mit dem entsprechenden Land ein AIA-Abkommen abgeschlossen wird.  

 „Level Playing Field“ 

In der Medienmitteilung des SIF vom 2. Februar zur Eröffnung der Vernehmlassung wurde zu 

Recht darauf hingewiesen, dass andere internationale Finanzplätze die entsprechenden Länder 

ebenfalls auf ihre Liste der Partnerstaaten aufführen. Eine konsolidierte Betrachtung wird der 

Frage des „Level Playing Field“ aus unserer Sicht jedoch nicht gerecht. Entscheidend sind die 

jeweiligen AIA-Länderpaare mit den effektiv relevanten Konkurrenzfinanzplätzen. So ist es 

beispielsweise kaum relevant, ob Singapore AIA-Abkommen mit lateinamerikanischen Ländern 

abgeschlossen hat. Für diese Ländergruppe ist die USA als gewichtigster „peer“ Finanzplatz 

entscheidend. Gegenwärtig gibt es keine Anzeichen, dass die USA entsprechende AIA-Abkommen 

abschliessen werden.  Deshalb müssen für die potentiellen AIA-Partnerstaaten, die für die 

Schweiz jeweils relevanten „peer“ Finanzplätze definiert werden und darauf gestützt eine 

Beurteilung des „Level Playing Field“ als Voraussetzung für die AIA-Implementierung stattfinden. 

Aus Sicht des Finanzplatzes ist es deshalb zentral, dass vor dem ersten Datenaustausch im Rahmen 

der AIA-Umsetzung verbindlich geprüft wird, dass sowohl das „Level Playing Field“ sichergestellt ist, 

als auch die Voraussetzungen in Bezug auf die Vertraulichkeit der Daten erfüllt sind. Der lange 

gesetzgeberische Prozess in der Schweiz zur Ratifizierung neuer AIA-Abkommen erweist sich dabei 

gegenüber anderen Finanzplätzen mit zeitlich wesentlich kürzeren Ratifizierungsprozessen als 

strategisch nachteilig. Dieser Nachteil kann nur mit einer „Aktivierungsklausel“ beseitigt werden. 

Diese sieht vor, dass die Abkommen vom Parlament formell bewilligt werden, der Bundesrat jedoch 

verpflichtet wird, den effektiven ersten Datenaustausch erst dann zu aktivieren, wenn insbesondere 

die Kriterien des „Level Playing Field“ und des Datenschutzes erfüllt sind. Damit ist eine zeitlich 

besser gestaffelte Implementierung nach Massgabe objektiv bestimmbarer Kriterien sichergestellt.  

 

Für die Kenntnisnahme und wohlwollende Prüfung unserer Ausführungen möchten wir uns im 

Voraus bedanken.  

 
Freundliche Grüsse 

Dr. Pascal Gentinetta       Simon Binder 

 

 

Geschäftsführer        Public Policy Manager 
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